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(Beginn um 11.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie zur 23. Sitzung des Gemeinderats recht herzlich begrüßen und die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich gebe bekannt, dass einige Mitglieder des Hauses aus unterschiedlichen Gründen für diese Sitzung entschuldigt sind: Frau GRin FRANK, Herr GR Klucsarits, Herr GR Dipl Ing Margulies, Herr GR Mag Reindl, Herr GR Reiter und Frau GRin Sommer-Smolik. Soweit sie krank oder auf Pflegeurlaub sind, wünsche ich beste Genesung.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen eingelangt sind: vom Grünen Klub 6, vom ÖVP-Klub 6 und vom Klub der Freiheitlichen 2. Die Anfragen wurden entsprechend verteilt.

Vor Sitzungsbeginn ist von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 1 Antrag eingelangt, der den Fraktionen schriftlich bekannt gegeben wurde. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Gemäß § 21 Abs. 4 der Wiener Stadtverfassung wurde ein Verlangen (05756/2002-MDALTG) des Grünen Klubs im Rathaus auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats zum Thema "'Das Geschäft mit den Sozialen Diensten in Wien' - Politiker/innen in unvereinbaren Doppelfunktionen" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung zu § 21 Abs. 4 der Stadtverfassung und in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats zu dieser heutigen Sitzung eingeladen.

Frau Petra Bayr und Frau Mag Ruth Becher haben mit 19. Dezember 2002 auf ihr Mandat im Gemeinderat verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs. 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf die dadurch frei gewordenen Mandate die in Betracht kommenden Ersatzmitglieder in den Gemeinderat berufen.

Für den Wahlkreis Favoriten im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats wurde Frau Brigitta Zentner berufen.

Für das im Wahlkreis Donaustadt frei gewordene Mandat im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats wurde Frau Ingrid Schubert berufen.

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung sind die Gemeinderatsmitglieder anzugeloben.

Ich ersuche nun die Frau Schriftführerin, die Gelöbnisformel zu verlesen, und die neuen Gemeinderatsmitglieder, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten.

Ich bitte um Verlesung.

Schriftführerin GRin Marianne Klicka: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Brigitta Zentner.

GRin Brigitta Zentner: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Ingrid Schubert.

GRin Ingrid Schubert: Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die Angelobung vollzogen. Ich gratuliere. (Allgemeiner Beifall.)
Diese Angelobung gibt Anlass, den beiden ausgeschiedenen Mitgliedern des Hauses recht herzlich zu danken. Ich darf mit der Jüngeren beginnen. (Zwischenrufe.) - Moment, ich habe nicht "Lebensalter", sondern "Funktionsdauer" gesagt - damit wir uns da nicht missverstehen. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Hast du nicht gesagt! - Bgm Dr Michael Häupl: Lass dich nicht stören, Herr Vorsitzender!)
Frau GRin Petra Bayr! Wir danken recht herzlich für die sechs Jahre hier im Haus. Du hast diese sechs Jahre wesentlich mitgeprägt im Umweltausschuss, das war mehr oder weniger deine Heimat, neben einer Vielzahl von anderen Ausschüssen. In diesem Sinne alles, alles Gute! Wir hoffen - zumindest darf ich das persönlich sagen - auf eine sehr lange aktive Zeit im Haus am Ring. Alles, alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
Frau GRin Mag Ruth Becher - man soll's nicht glauben! - hat dieses Haus hier 16 Jahre lang mitgeprägt. In diesen 16 Jahren gibt es einen Ausschuss, der sich durch all ihre politischen Aktivitäten durchzieht, das ist der Wohnbauausschuss - ich darf das so verkürzt formulieren -, und diesen hat sie in den letzten Jahre als Vorsitzende dieses Ausschusses wesentlich mitgeprägt. Darüber hinaus hat sie auch sehr aktiv in einem zweiten Ausschuss mitgearbeitet - es gibt also ein internes Ranking -, nämlich FIWI, Finanzen und Wirtschaft. Das ist nicht ganz unwesentlich in dieser Stadt. Auch hier warst du Vollmitglied, und daneben noch in einer Vielzahl von anderen Ausschüssen. Ich darf dir auch als Mandatar links der Donau, sprich aus dem Norden kommend - der LIDO von Wien ist links der Donau, die Floridsdorfer und Donaustädter wissen das -, alles, alles Gute wünschen! Ich wünsche dir auch eine sehr aktive Mitarbeit im Parlament und danke recht herzlich für die 16 Jahre hier im Haus. (Allgemeiner Beifall.)

Wir kommen nun zu dem Begehren.

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung (00171/2003-MDALTG) betreffend "Soziale Dienst in Wien - würdige Versorgung im Alter" zum Wort gemeldet. - Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren! 

An den Beginn meiner Mitteilung über "Soziale Dienste in Wien - würdige Versorgung im Alter" möchte ich ein Zitat stellen, das Sie wahrscheinlich alle kennen und dem ich mich auch vollinhaltlich anschließe. Dieses Zitat besagt sinngemäß: Der Wert einer Gesellschaft zeigt sich darin, wie diese Gesellschaft mit ihren hilfsbedürftigen, schutzbedürftigen und alten Menschen umgeht.

Wien hat da einen sehr, sehr hohen Stellenwert. Wien ist mit seinen Angeboten für ältere Menschen, insbesondere für jene, die der Hilfe der Gemeinschaft bedürfen, vorbildhaft! Das muss bei allen Überlegungen zur optimalen wirtschaftlichen Gestaltung unserer Leistungsangebote so bleiben. 

Bereits 1993 wurde ein umfassendes Programm mit dem Titel "Hilfe im hohen Alter" im Gemeinderat beschlossen, ein Programm, das von der Andersen-Studie ausdrücklich positiv bewertet wurde. Die damals gesetzten Ziele der flächendeckenden Versorgung mit sozialen Diensten, Einrichtungen sowie Etablierung einer durchgängigen Pflegekette sind laut dieser Studie als erreicht anzusehen. Das Programm "Hilfe im hohen Alter" ist umfassend konzipiert und berücksichtigt die unterschiedlichen Lebenssituationen älterer Menschen, die vielfältigen privaten Lebensformen, die ökonomische, die soziale und die Wohnsituation sowie die Bereiche Freizeit, Bildung und Verkehr.

Auf dieser Grundlage hat die Stadt Wien in den verschiedenen politischen Handlungsfeldern von Wohnbau, Kultur und Sozialem bis hin zur Gesundheits- und Pflegeversorgung älterer Menschen Hervorragendes geleistet. Mein ausdrücklicher Dank gilt jenen, die mit ihrem Engagement, ihrem Wissen und ihrem Arbeitseinsatz einen Beitrag zur Umsetzung dieses Programms geleistet haben.

Der historische Rückblick zeigt, dass ehrenamtlicher Einsatz und Engagement in sozialen, karitativ agierenden Vereinen gerade bei jenen Parteien, die sich unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg wieder konstituiert haben, eine besondere Rolle spielen. Private Wohlfahrtsorganisationen, die von kirchlicher und bürgerlicher Prägung waren oder aus dem Bereich von Arbeiterbewegungen gegründet wurden, standen im Naheverhältnis zu politischen Parteien. Mit tatkräftiger Unterstützung von überwiegend ehrenamtlichen Politikerinnen und Politikern nahmen diese Einrichtungen ihre Tätigkeit auf und haben den traditionell bestehenden Aktivitäten und Vereinen neuen Sinn und Richtung gegeben.

Viele Ideen sind aber auch von jenen eingeflossen, die gezwungen waren, sich im Zweiten Weltkrieg oder mit Beginn des Naziterrors der existenziellen oder physischen Vernichtung zu entziehen, indem sie in Asylländer gingen und von diesen Asylländern Anregungen zur Gestaltung eines Sozialwesens mitbrachten. Diese Menschen und Organisationen waren Pioniere des heute viel stärker entwickelten ambulanten Betreuungssystems. Ich bedanke mich bei allen Mandataren und Parteien, die diese Entwicklung seit damals mit Engagement und Verantwortung getragen haben, auf das Allerherzlichste! (Beifall bei der SPÖ.)
Da es aus zeitökonomischen Gründen unmöglich ist, alle zu nennen, möchte ich mich stellvertretend für alle bei Frau StRin und Landtagspräsidentin außer Dienst Hampel-Fuchs, bei Herrn GR Dr Hahn, bei Frau StRin Landauer und bei Herrn StR außer Dienst Univ Prof Dr Stacher ganz herzlich für ihre wertvolle und aufopferungsvolle Tätigkeit in diesen Vereinen bedanken. (Beifall bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei der ÖVP.)

Allen ideologischen Gegensätzen zum Trotz gibt es eine exzellente Zusammenarbeit, gegenseitigen Respekt und Anerkennung in den privaten Wohlfahrtsorganisationen. Diese Zusammenarbeit soll jetzt zu Lasten der Hilfsbedürftigen mutwillig auseinander dividiert werden. Ich lade auch die Kolleginnen und Kollegen von der grünen Fraktion herzlich ein, sich zu engagieren und konstruktiv bei diesen Vereinen mitzuarbeiten.

Der Erfolg dieses Programms "Hilfe im hohen Alter" ist für uns Auftrag und Vorgabe, diesen erfolgreichen Weg in Wien weiterzugehen. Wir können uns nicht ausruhen. Nein, im Gegenteil, wir müssen erhebliche Anstrengungen unternehmen, nicht zuletzt auf Grund der demographischen und wirtschaftlichen Entwicklungen, allen Bürgern und Bürgerinnen dieser Stadt, insbesondere jenen, die dazu der Hilfe der Allgemeinheit bedürfen, ein Altern in Würde und bestmöglicher Gesundheit zu ermöglichen.

Dazu gibt es folgende Prinzipien.

Erstens: Jede Form der Unterstützung und Hilfe muss auf Eigenart und Ursache der Notlage, auf deren persönlichen Bedarf Rücksicht nehmen.

Zweitens: Unsere Hilfe ist so gestaltet, dass auch das soziale Umfeld des Hilfs- und Betreuungsbedürftigen berücksichtigt wird, familiäre Beziehungen erhalten bleiben und die Kräfte zur Selbsthilfe angeregt und gefördert werden.

Drittens: Die Hilfe ist nicht nur auf die Zeit einer bestehenden Notlage ausgerichtet, sondern auch vorbeugend, und ist so lange fortzusetzen, bis die Rückfallsgefahr gebannt ist.

Viertens: Wir wollen unsere Maßnahmen zur Unterstützung so gestalten, dass die Pflege- und Betreuungsbedürftigen im Rahmen ihrer Möglichkeiten zur Selbstständigkeit bewegt werden, am Prozess der Pflege und Betreuung aktiv mitzuwirken, um größtmöglich zur Bewältigung der Probleme selbst beizutragen.

Fünftens: Menschen, die für eine würdige Gestaltung ihres Lebens im Alter der Hilfe der Gemeinschaft bedürfen, müssen diese wichtigen Leistungen auch weiterhin erhalten.

Kurz noch zur Sonderstellung von Wien: Im Vergleich zu den anderen Bundesländern hat Wien in den vergangenen 30 Jahren demographisch eine Sonderstellung eingenommen. Wien hat auf Grund der Bevölkerungsentwicklung vor und nach dem Ersten Weltkrieg einen ungleich höheren Anteil älterer Menschen. Historisch bedingt war Wien gemeinsam mit Berlin eine der ältesten Städte Europas. Damit ist für Wien und die Wiener Gesundheits- und Sozialpolitik ein hoher Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung sowohl absolut als auch relativ nicht so neu wie für andere Bundesländer.

Aus diesem hohen Anteil der älteren Bevölkerung, der sich in den Siebzigerjahren noch aus den Geburtsjahrgängen vor dem Ersten Weltkrieg rekrutierte, erklärt sich die rasante Entwicklung der Altenbetreuung ab Mitte der Siebzigerjahre. Bereits ab 1973 wurden nach dem Beschluss eines neuen Sozialhilfegesetzes die ambulanten Dienste gemeinsam mit privaten Wohlfahrtsorganisationen auf- und weiter ausgebaut. Die Entstehung der vertraglichen Kooperation zwischen der Stadt Wien und einer Reihe von privaten Wohlfahrtsorganisationen geht auf die Jahre 1975/76 zurück.

Interessant bei diesem historischen Rückblick ist auch die Entwicklung der Anzahl der betreuten SeniorInnen: 1975 etwa 3 690, bereits 1980 waren es 12 470, 1985  16 700 Betreute, und 1990, als die MA 47 gegründet wurde, waren es schon 18 350. Der Anteil der Höchstaltrigen ging in den Neunzigerjahren durch Nachrücken der schwächeren Geburtsjahrgänge im und nach dem Ersten Weltkrieg deutlich zurück, obwohl seit den Siebzigerjahren die Lebenserwartung unserer Bevölkerung deutlich angestiegen ist.

Es ist für mich eine gesellschaftspolitische Notwendigkeit, für die Versorgung und Betreuung älterer MitbürgerInnen nicht deren Kinder in die Zahlungspflicht zu nehmen. Außer Wien verzichtet nur das Bundesland Salzburg auf die Bezahlung durch die Nachkommen. Meine Damen und Herren, ich verstehe die sieben anderen Bundesländer nicht. Denn die nächste Generation darf sich nicht aus Gründen der eigenen Existenzabsicherung den Tod der Eltern wünschen. Es ist pervers, wenn man die steuerzahlende Generation doppelt zahlen lässt: per Steuerleistung für alle - auch für diejenigen, die keine Nachkommen haben -, und individualisiert für die Eltern und Großeltern. Eine Wiedereinführung des Regresses wird die SPÖ weder vorschlagen, noch wird sie ihr zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Das in den Neunzigerjahren eingeführte Pflegegeld sollte professionelle Hilfe ermöglichen und pflegende Angehörige finanziell und sozialrechtlich absichern. Um diese gewünschte Leistung sicherzustellen, sollte statt kompletter Geldleistung auch an die Einführung eines Pflegeschecks gedacht werden. Sosehr wir gegen den Regress bei Nachkommen sind, ist doch das Pflegegeld zur Verwendung für den Pflegebedürftigen gedacht, aber nicht für die Hebung des Lebensstandards anderer Menschen. Wir sehen ja, dass nur ungefähr ein Viertel des ausgezahlten Pflegegeldes in die professionelle Hilfe geht.

Die Zahl der Betreuten durch die Heimhilfe im Jahr 2002 betrug rund 19 000. Das waren etwa so viele wie vor zehn Jahren. Bis zum Jahr 2010 wird die Zahl der Menschen, die älter als 75 sind, in Wien nicht wesentlich zunehmen. Wesentliche quantitative Änderungen wird es daher in den nächsten Jahren nicht geben. Aber wir sehen auf medizinischer Seite immer mehr und mehr, dass die Zahl der Pflegebedürftigen mit Demenzen und Alzheimer-Erkrankung massiv zunimmt, daher wird die Intensität der Pflege und Betreuung im Einzelfall eher zunehmen.

Demographen sagen ab dem Jahr 2010 einen bedeutenden Anstieg der hochaltrigen Bevölkerung voraus. Nach Berechnungen werden im Jahre 2010 etwa 180 000 Personen über 70 Jahre alt sein, ab 2020 bereits 236 000, und diese Menschengruppe wird bis zum Jahr 2040 auf 356 000 anwachsen.

Innerhalb der nächsten zehn Jahre verschiebt sich das Verhältnis zwischen erwerbsfähiger und ‑tätiger Generation und den älteren, nicht Erwerbstätigen dramatisch. Die so genannte Altersüberlastungsquote von derzeit 330 steigt bis zum Jahre 2035 auf 634. Die Nachkriegsgeneration der heute 55- bis 60‑Jährigen nähert sich der Pension, nur wenige Junge rücken nach. Ab 2015 verringert sich die Zahl derjenigen im beschäftigungsfähigen Alter, dem Land werden auch Arbeitskräfte fehlen.

Ältere und sehr alte Menschen werden immer mehr in Einpersonenhaushalten leben. Einsamkeit und eingeschränkte Kommunikationsmöglichkeiten werden zum Problem. Die Förderung sozialer Kontakte, von Prävention und Gesundheitsförderung für betagte Menschen ist ein Maßnahmenbereich, den wir forcieren. Wer nicht vereinsamt, wird weniger schnell krank und weniger schnell pflegebedürftig. Eine gute Mobilität ist insbesondere für ältere Menschen von grundlegender Wichtigkeit. Deshalb hat die Stadt Wien unter der Schwerpunktsetzung "Bewegung findet Stadt" der Zielgruppe der SeniorInnen besonderes Augenmerk gewidmet. Stadtplanung, Wohnbau- und Verkehrspolitik tragen dazu bei, die notwendigen Einrichtungen des täglichen Lebens für ältere Menschen erreichbar und zugänglich zu machen. Seniorinnen und Senioren stellen die Hälfte der Unfalltoten. 90 Prozent der Unfallursachen sind Stürze, meistens zu Hause. Daher beschäftigt sich die Gesundheitsplanung mit entsprechenden Maßnahmen und Projekten, die der Prophylaxe dieser Unfälle dienen.

Alles, was der Gesundheitserhaltung dient und Krankenhausaufenthalte vermeidet, zögert die Pflegebedürftigkeit hinaus. Wir kennen sehr gut den Zustand derjenigen, die in die Spitäler müssen: Auf diesen Ortswechsel und diesen gesundheitlichen Einbruch reagieren ältere Menschen sehr sensibel. Leider führt dieser Zustand sehr häufig zu einer enormen Abhängigkeit und Pflegebedürftigkeit.

Ich wende mich bewusst an Sie mit der Bitte um eine weitere Zusammenarbeit aller hier vertretenen Parteien über alle ideologischen Grenzen hinweg. Es muss unser gemeinsames Ziel sein und bleiben, diesen auch von der Andersen-Studie positiv beurteilten Weg der Betreuung unserer alten Menschen mit dieser vorhandenen Kompetenz und diesen Ideen weiterzuverfolgen. Kompetenz heißt hier, das Leistungsangebot und die Struktur der Versorgung dieser Stadt optimal einzusetzen.

Die MA 47 teilt sich mit der MA 12 den Vollzug des Wiener Sozialhilfegesetzes. Die MA 12 ist für die Leistungen im Rahmen der offenen Sozialhilfe zuständig, und die MA 47 sorgt für entsprechende Leistungen im Rahmen der Pflege. Soziale Dienste für den Personenkreis der älteren Menschen werden ebenfalls von der MA 47 im Sinne einer freiwilligen Leistung nach § 22 des Wiener Sozialhilfegesetzes erbracht. Eine der wesentlichsten Aufgaben der MA 47 ist die Sicherstellung der ambulanten Pflege- und Betreuungsleistungen, die entsprechend dem Wiener Sozialhilfegesetz auf zwei organisatorischen Ebenen erfolgt.

Auch Pflege im Sinne des Wiener Sozialhilfegesetzes ist immer bedarfsorientiert. Daher ist eine Prüfung des Bedarfs ebenso notwendig wie die Entwicklung eines Betreuungskonzepts, das auf die Bedarfslage des einzelnen Pflege- und Betreuungsbedürftigen abgestellt ist. Diese Aufgabe wird von der MA 47 interdisziplinär, von diplomiertem Gesundheits- und Krankenpflegepersonal und diplomierten SozialarbeiterInnen wahrgenommen. Der Pflege- und Betreuungsbedarf insbesondere in der von der MA 47 fokussierten Zielgruppe der älteren Menschen ist in aller Regel auf Dauer ausgerichtet und braucht daher eine auf Kontinuität ausgerichtete Versorgungsstruktur.

Diese Versorgungsstruktur wurde in Kooperation mit den privaten Wohlfahrtsorganisationen aufgebaut, die dem Wiener Sozialhilfegesetz entsprechend zur gemeinsamen Durchführung der Sozialhilfe vom Sozialhilfeträger eingeladen werden können. Die Vollziehung der Pflege und Betreuung erfolgt durch private Träger, und zwar sowohl die Durchführung der ambulanten, als auch die Durchführung der stationären Pflegedienste. Auch der Wiener Krankenanstaltenverbund als Betreiber von Geriatriezentren ist privatrechtlicher Träger. Die Finanzierung dieser Leistungen der privaten Träger des ambulanten und stationären Bereichs erfolgt leistungs- und personenbezogen.

Aus dieser rechtlichen Konstellation und aus der Entwicklung hat sich ergeben, dass die MA 47 mit ihren Außenstellen, den Gesundheits- und Sozialzentren, auch für die Betreuungsübergänge von der Bedarfsfeststellung bis zur Leistungsübernahme durch einen privaten Träger sorgt. Neben Heimhilfe-Dienstleistungen werden unter anderem auch therapeutische Dienstleistungen angeboten.

Die Gesundheits- und Sozialzentren erbringen daher einerseits in Vollziehung des Wiener Sozialhilfegesetzes die Bedarfsfeststellung, die Beratung und die Umsetzung des Pflege- und Betreuungskonzepts. Andererseits bieten sie konkrete Dienstleistungen als Übergangslösung. Darüber hinaus bietet die MA 47 medizinische Hauskrankenpflege als Kooperationspartner der zuständigen Krankenversicherungsträger an.

Außerdem führt die MA 47, ebenfalls als direkter Dienstleister, geriatrische Tageszentren. Die Standortfrage war ausschlaggebend für die Entscheidung, ob die Stadt Wien selbst oder aber private Organisationen Träger dieser Tageszentren sind. 15 Tageszentren sind derzeit in Betrieb. Die Anbieter sind neben der MA 47 die Caritas Socialis, die Caritas der Erzdiözese, die Wiener Sozialdienste, das Wiener Hilfswerk und das Maimonides-Zentrum. Wenn Sie die Andersen-Studie exakt gelesen haben, dann werden Sie feststellen, dass da eine Verbindung von Krankheitswert und Judentum ist, was auch nicht gerade das Wahre ist, was man sich hier nach so vielen Jahren vorstellt. Frau Prof Wodak war ebenfalls einigermaßen erstaunt darüber, dass in dieser Art geschrieben wird.

Eine wichtige Leistung, die die MA 47 zu erbringen hat, ist die Aufsicht und Qualitätssicherung bei den privaten und städtischen Wohn- und Pflegeheimen. § 73 und folgende des Wiener Sozialhilfegesetzes regeln die Aufsicht über Wohn- und Pflegeheime. Ich zitiere: "Die Aufsicht ist dahin gehend auszuüben, dass die Pflegeheime und Wohnheime nach Führung und Ausstattung den technischen, organisatorischen, personellen und hygienischen Erfordernissen einer fachgerechten Sozialhilfe entsprechen. Das Aufsichtsverfahren ist ein gutachterliches Verfahren. Die MA 47 zieht neben eigenen Mitarbeitern als Pflegesachverständige Mitarbeiter der Magistratsabteilungen 12, 15, 36B, 37, 59 und 68 zur Durchführung der Aufsicht heran. Vertreten sind ebenso die Wiener Patientenanwaltschaft und eine Vertreterin der Bezirksvertretung."

Ich habe Weisung gegeben, die Aufsicht und Kontrollen in allen Wohn- und Pflegeheimen zu verstärken, zum Teil auch ohne vorherige Ankündigung durchzuführen, und vor allem Pflege und Sicherheit der Betreuten wie zum Beispiel Brandschutzmaßnahmen besonders zu beachten. Vor allem auch, wenn ich Klagen über einzelne Heime bekomme, ist das wieder ein Grund, neuerliche Kontrollen durchzuführen. Es gibt auch private Heime, die dann sehr wohl mit Geschäftsstörungsklagen antworten oder auch den sich Beschwerenden sehr hohe Prozesskosten anhängen wollen.

Wie Sie sehen, ist das Angebot an stationärer Pflege und Betreuung heterogen und durch einige große Anbieter sowie eine Vielzahl kleiner gekennzeichnet: die Geriatriezentren des Wiener Krankenanstaltenverbunds, ein weiterer großer Träger ist das Haus der Barmherzigkeit im Verantwortungsbereich der Erzdiözese, weitere größere Träger sind die Caritas der Erzdiözese und die Caritas Socialis, die Fortuna Gesellschaft mit beschränkter Haftung und das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser mit 31 Häusern. Darüber hinaus bestehen mit einem regionalen Schwerpunkt im Westen Wiens 28 weitere kleine, private Heime, zum Teil aus klösterlicher Tradition entstanden. Insgesamt stehen in Wien rund 9 300 Pflegedienste und rund 10 100 Wohnheimplätze über alle Träger zur Verfügung. Jede Einrichtung hat entsprechende Standards aufzuweisen, die in den Verträgen zwischen den Einrichtungen und dem Sozialhilfeträger gesichert sind. 

Rund 95 Prozent aller ambulanten Betreuungen, die in Wien erbracht werden, sind in Form der Pflege- und Sozialdienste nach dem Wiener Sozialhilfegesetz geführt. Private Wohlfahrtsorganisationen in einem Vertragsverhältnis werden damit beauftragt. Derzeit sind nach einer Genehmigung durch den Wiener Gemeinderat ab 1.1.2001  13 Wohlfahrtsorganisationen unterschiedlicher Größe, unterschiedlicher Herkunft und Trägerschaft in einem Vertragsverhältnis mit der Stadt Wien. Diese 13 Wohlfahrtsorganisationen repräsentieren die Versorgungsstruktur, die seit 1975 aufgebaut wurde. Das zentrale Leistungsangebot entspricht internationalen Standards.

Die Hauskrankenpflege wird mit diplomiertem Krankenpflegepersonal und Pflegehelfern durchgeführt, die Heimhilfe mit qualifizierten und weitergebildeten MitarbeiterInnen. Der Besuchsdienst, der ursprünglich der sozialen Isolation entgegenwirken sollte, hat sich im Sinne eines Begleitdienstes entwickelt. Der Wäschepflegedienst wird von WIENWORK, einer Behinderteneinrichtung, durchgeführt. Traditionell ist "Essen auf Rädern", die drei derzeitigen Anbieter führen diesen Dienst seit Anbeginn durch. Der Dienst wurde neu strukturiert, diverse Zusteller bieten auch andere Menüarten an, vor allem in Form von Wochenpaketen. Seit mehr als zwei Jahren bietet das Kuratorium Wiener Pensionistenheime auch für Nichtbewohner die Möglichkeit des Essens an.

Dies dient aber nicht nur der Mobilisierung, sondern wirkt auch der Vereinsamung und der gesellschaftlichen Isolation entgegen. Die Leistungsverbesserung wurde durch die zentrale Auskunft der MA 47, den Sozialruf, intensiviert, der nicht nur in Fragen von Pflege und Betreuung, sondern über alle sozialen Problemstellungen berät.

In den ersten Jahren nach ihrer Gründung hat die MA 47 auch selbst Seniorenwohngemeinschaften geführt, in weiterer Folge aber an private Träger übertragen.

Ein Leistungsangebot, das nicht in den unmittelbaren Aufgabenbereich der MA 47 fällt, aber von ihr mit initiiert wurde, sind die in Wien verbreiteten Hausnotrufsysteme. Auch diese geben den Menschen die Möglichkeit, länger und auch schon bei Pflegebedürftigkeit in den Wohnungen zu verbleiben.

Wie bereits angeführt, ist die wichtigste Rechtsgrundlage der ambulanten und stationären Pflege und Betreuung das Wiener Sozialhilfegesetz. Hauskrankenpflege, die hauswirtschaftlichen Dienste und die Beratungsdienste werden vor allem von der MA 47, Dienste zur Förderung sozialer Kontakte und andere Dienste werden vor allem vom Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser durchgeführt.

Bei der Führung von sozialen Diensten ist der Sozialhilfeträger Träger von Privatrechten. Die Leistungserbringer - die privaten Organisationen, die privaten Träger der Wohn- und Pflegeheime - sind im Wege von Verträgen in die Leistungserbringung eingebunden.

Das Qualitätsniveau dieser Organisation wird im Wesentlichen vom Dachverband der Wiener Pflege- und Sozialdienste konzipiert. Der Dachverband bildet eine Plattform für die Zusammenarbeit seiner Mitglieder, die ihre Autonomie und Identität behalten. Der Dachverband besteht aus 38 Mitgliedern, die sich aus ambulanten Anbietern und stationären Pflegeeinrichtungen mit ihren vielfältigen Angeboten zusammensetzen. 

Die Dachverbandsmitglieder aus dem Bereich der ambulanten Dienste erbringen gemeinsam mit der MA 47 90 Prozent der extramuralen Dienste und verkörpern auch die Vertragspartnerschaft zwischen öffentlicher Hand und privaten Anbietern. Die Gründung erfolgte durch VertreterInnen der Stadt Wien und der Anbieterorganisationen, unter anderem aus Anlass der Einführung des Pflegegeldes. Die Stadt Wien sollte damit die quali-tativ hochwertige Versorgung der Menschen sicherstel-len. Weiters sollte organisationsübergreifend eine ange-messene Qualität der sozialen Dienstleistungen entwickelt werden. Die KonsumentInnen sozialer Dienstleistungen sollten unabhängig von erbringenden Organisationen keinen Qualitätsunterschied erleiden.

Aus Gründen der Zeitökonomie ist es unmöglich, alle Vorteile und Leistungen des Dachverbands aufzuzeigen. Ich danke jedoch allen VertreterInnen aus der Politik, aus den sozialen Wohlfahrtsorganisationen, insbesondere Herrn Geschäftsführer Spörk von der Caritas Socialis, für diese hervorragende Arbeit im Dienste unserer BürgerInnen. (Beifall bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 
Die zehnjährige Arbeit im Dachverband war geprägt von der Entwicklung einschlägiger Qualitätsinstrumente wie Standards, Richtlinien, Handbüchern, von Bildungsangeboten und Forschungsprojekten. Österreichweit beispielgebend war die Entwicklung des Wiener Pflege- und Betreuungskonzepts für die ambulanten Dienste, welche von allen Mitgliedsorganisationen übernommen wurde und gegenwärtig eine Überarbeitung durch Ergänzung von Qualitätsstandards erfährt. 

Ein weiteres wichtiges Produkt war die Erarbeitung eines Mindeststandards der Pflege- und Betreuungsdokumentation für die ambulanten Dienste, der durch das Inkrafttreten des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes und des Wiener Heimhilfegesetzes besondere Bedeutung zukommt. 

Ein besonderes Anliegen war die Unterstützung der Mitarbeiter in den Organisationen wie auch in der MA 47, im organisatorischen Bereich und bei der direkten Durchführung der Leistungen. Deshalb wurden als Hilfestellung Richtlinien und Standards für die Aufgaben der Dokumentation, der Erarbeitung von Aufgabenprofilen, der Medikamentengebarung, der Geldgebarung, der Pflege von aidskranken Menschen und anderes mehr entwickelt. 

Für die Heimhilfe, den größten Dienstleistungsbetrieb, wurde mit Inkrafttreten des Wiener Heimhilfegesetzes die Ausbildung standardisiert und als Grundlage das Heimhilfehandbuch für alle Aus- und Fortbildungseinrichtungen erarbeitet. 

Kurz zur Finanzierung der Versorgung: Der Gemeinderat hat am 27. November 2002 im Rahmen des Voranschlags für das Jahr 2003 für die MA 47 einen Gesamtausgabenrahmen von rund 384 Millionen EUR beschlossen. Davon entfallen auf die stationären Dienste 235 Millionen EUR. Daraus werden sowohl verpflegstragende Geriatriezentren als auch die privaten Heime mitfinanziert. Die Sozialhilfe sieht einen Kostenersatz vor, der im stationären Bereich im Wesentlichen 80 Prozent des Pensionseinkommens und 80 Prozent des Pflegegeldes ausmacht. Als Einnahmen dieses Leistungssegments im Budget wurden rund 114 Millionen EUR veranschlagt. Die ambulanten Dienste wurden im Voranschlag mit 124 Millionen EUR dotiert. Diesen Ausgaben stehen 34 Millionen EUR als Einnahmen aus dem Kostenbeitragssystem, sowohl aus dem Pflegegeld der Leistungsbezieher als auch deren Einkommen, gegenüber. Die Kostendeckung durch Pflegebedürftige beträgt im stationären Bereich rund 50 Prozent, im ambulanten Bereich rund 28 Prozent.

In dem heute angesprochenen Kontrollamtsbericht ist auch gefordert worden, dass es zu einer Valorisierung und einer Tarifanpassung kommen muss und dass dies jährlich erfolgen sollte. Die rechtliche Deckung des Kostenersatzes wie auch der Beitragsleistung für die ambulanten Dienste sind im Wiener Sozialhilfegesetz festgelegt. Das Subsidiaritätsprinzip der Sozialhilfe bedingt diese Kostenbeiträge beziehungsweise den Kostenersatz, da die Sozialhilfe auch von der eigenen finanziellen Leistungsfähigkeit des Pflege- und Betreuungsbedürftigen abhängt.

Um weitere finanzielle Belastungen der jüngeren Generation und der Angehörigen zu verhindern, haben Wien und Salzburg - wie schon vorhin erwähnt - auf den Kostenersatz durch Angehörige in auf- und absteigender Linie verzichtet. Selbstverständlich ist jedoch das Vermögen der Pflegebedürftigen und von deren Partner oder Partnerin für die Begleichung der Pflegeleistung heranzuziehen.

Unterhaltungsverpflichtungen werden nur gegenüber Ehegatten geltend gemacht, und Eltern müssen für Leistungen an ihre minderjährigen Kinder einen Beitrag aus ihrem Einkommen leisten. Sollten Eltern das Unglück haben, dass ihre erwachsenen Kinder pflegebedürftig wären - wie es nach schweren Unfällen der Fall sein kann -, so sind sie nach dem, was sie für die Gesellschaft durch die Obsorge für ihre Kinder bereits geleistet haben, nicht noch bis an ihr Lebensende finanziell zu belasten. Man muss bedenken, dass ihr Lebensstandard verglichen mit Kinderlosen über einen langen Zeitraum, wenn nicht für immer, niedriger ist. Daher bin ich äußerst froh, dass wir in Wien auch für diese bedauernswerten Menschen, die in jungen Jahren eine Pflegebedürftigkeit erreichen, dies zur Verfügung stellen, ohne dass die direkte Linie dafür bezahlen muss.

In letzter Zeit wurde eine Abteilung ausgezeichnet, die sich besonders um die Wachkoma-Patienten kümmert, Patienten oder so genannte Pflegefälle, die in den Bundesländer irgendwo untergehen, weil sich die Angehörigen professionelle Pflege und Rehabilitierung nicht leisten können. Ich bin sehr glücklich, dass wir in Wien ein Bundesland sind, das so sozial ist, dass die Risken nicht individualisiert, sondern von der Gemeinschaft getragen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Neugestaltung des Pflegegeldes nach dem Sachleistungsprinzip wäre eine wünschenswerte Notwendigkeit, da dann auch der Einsatz dafür gesichert wäre.

Der Kontrollamtsbericht, der auch als Grundlage für diese Gemeinderatssitzung dient, beschäftigt sich ausführlich mit wirtschaftlicher Bewertung und Kontrolle der durch die MA 47 vergebenen Leistungen und ortet auch Einsparungspotenziale. Zusammenfassend hat das Kontrollamt im stationären Bereich und im betrieblichen Bereich der MA 47 keine wesentlichen Einsparungspotenziale feststellen können. Bei den ambulanten Diensten, der Vergabe der sozialen Dienste, Hauskrankenpflege, Heimhilfe und dergleichen hat das Kontrollamt dies zum Anlass genommen, Berechnungen über Einsparungspotenziale anzustellen, von den Überlegungen ausgehend, dass sich die Preise zumindest mittelfristig auf dem unteren Niveau der Anbieter angleichen lassen könnten und Einsparungspotenziale möglich sind.

Die MA 47 hat in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen, dass diese Preisunterschiede aus den Vertragskonstruktionen vor dem 1.1.2001 verständlich sind. Es wurde damals das wirtschaftliche Risiko auf die privaten Organisationen übertragen. Um einen Bestand der Dienstleistungen zu gewährleisten, auf die rund 30 000 Haushalte per Jahr angewiesen sind, hat die MA 47 den Prozess der Festlegung eines einheitlichen, betriebswirtschaftlich gerechtfertigten Verrechnungspreises in Angriff genommen. 

Die Kritik der Andersen-Studie richtet sich darauf, dass die MA 47 zu einer Verzerrung des Marktes beitrage, da der Aufbau eines nachfrageorientierten Marktes verhindert wird. Der öffentliche Sektor wäre, wie von dieser Studie gesagt, ineffizient, da es keine ökonomischen Anreize gibt. Nur ein Wettbewerb würde solche Anreize schaffen.

Ich frage Sie: Teilen Sie diese Vorstellung eines neoliberalen Konzepts, das besagt, dass der Markt am besten geeignet ist, die Gesundheitsvorsorge zu steuern? Ich frage Sie: Wollen Sie wirklich hilfsbedürftige SeniorInnen in Zukunft am freien Markt die notwendigen Versorgungsleistungen suchen und einkaufen lassen? (GR Gerhard Pfeiffer: Ja!)
Ich sage dazu dezidiert: Nein! Der Wiener Weg steht für Solidarität und Sicherheit. Denn gerade hilfs- und pflegebedürftige Menschen brauchen Sicherheit: Sicherheit, dass sie auf hoch qualifizierte Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen zurückgreifen können, die ihren Bedürfnissen entsprechen und die unabhängig von der finanziellen Situation leistbar sind! (Beifall bei der SPÖ.) 
Dieser klientenorientierte Ansatz, den wir haben, ist arbeitsintensiv und erfordert kontinuierliche Beschäftigung mit neuen Methoden. Natürlich haben die größeren Organisationen mehr Vorhaltekosten. Sie müssen im Notfall einspringen können, sie haben durch länger arbeitende MitarbeiterInnen bereits mehr Krankenstände, und dadurch haben sie auch höhere Overhead-Kosten. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie sich wünschen, dass diese Personen - vor allem sind es Frauenarbeitsplätze - dann gekündigt werden müssen. 96 Prozent sind Frauen! 30 Prozent der MitarbeiterInnen sind jünger als 40 Jahre, 45 Prozent sind zwischen 40 und 50 Jahre alt, und ein Viertel ist zwischen 50 und 60 Jahre alt. Da kann man nicht einmal von Frühpension sprechen. Viele von ihnen sind über zehn Jahre bei der Organisation beschäftigt. Ich werde mich dagegen aussprechen, dass man Änderungskündigungen vornehmen muss, nur um ein günstiges Preisverhältnis gestalten zu können! (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Vergabepraxis und zum freien Markt möchte ich noch etwas feststellen. Es gibt gegen drei Bundesländer - das sind nicht sozialdemokratisch regierte Bundesländer, nämlich Steiermark, Kärnten und Oberösterreich - ein Vertragsverletzungsverfahren bei der EU betreffend das öffentliche Auftragswesen. In Wien handelt es sich um eine korrekte Vorgangsweise, da läuft nämlich kein Verfahren. Ich habe leider noch nicht die Stellungnahme des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten gesehen, die der EU gegeben wurde, aber ich bin neugierig, wie man darauf reagiert und ob und wie eine Verurteilung erfolgen wird.

Die Qualitätskontrolle der Gesundheits- und Sozialzentren erfolgt als Überprüfung der Ergebnisqualität im Einzelfall. Das heißt, bewertet wird der kurzfristige, unmittelbare Nutzen für den einzelnen Klienten, der aus den Maßnahmen im Rahmen des Pflege- und Betreuungsprozesses resultiert. Unabhängig von Kontrollmaßnahmen ist die gezielte Vermittlung der Leistungen ein wesentlicher Faktor der Qualitätssicherung. Unter präziser Berücksichtigung der Bedürfnislage wird von den Gesundheits- und Sozialzentren in Kenntnis der standardisierten und spezifischen Angebotsprofile der Leistungserbringer die Durchführung der Dienste übertragen. Die Dokumentation wird von der MA 47 elektronisch erfasst und so auch den durchführenden Organisationen zur Verfügung gestellt. Die MA 47 führt eine Beschwerdedokumentation. Bei Feststellung von qualitativen Missständen wird mit der durchführenden Organisation Kontakt aufgenommen und eine Maßnahmensetzung vereinbart. Es erfolgen daraufhin unangemeldete Kontrollen.

Auf Grund des 1993 im Wiener Gemeinderat beschlossenen Programms "Hilfe im hohen Alter" ist es gelungen, das Angebot, die Qualität und die Organisation der Leistungen für die älteren Wienerinnen und Wiener wesentlich zu verbessern. Auch Andersen hat festgestellt, dass das Programm erfüllt wurde. In manchen Punkten stehen wir vor neuen Voraussetzungen. 

Ich stelle fest, dass die Andersen-Studie nicht auf Grund von irgendwelchen Vorkommnissen auf Antrag der Opposition in Auftrag gegeben wurde, sondern bei unserer Suche danach, was wir in den beiden Geschäftsgruppen zur weiteren Optimierung der Betreuung beitragen können, nach Beratungen einer Beamtengruppe in Auftrag gegeben wurde. Wir haben die Studie auch nicht geheim gehalten, sondern sie sollte einer Überarbeitung dienen, so wie es unser Arbeitsauftrag war.

Unser Ziel ist es nicht nur, Gesundheitsförderung und ‑vorsorge für ältere Menschen stärker zu fördern, sondern auch die Pflegekette bis zum Pflegeheim und zur Geriatrischen Abteilung weiter zu optimieren. Wir treten dafür ein, die Belange und Interessen der älteren MitbürgerInnen noch stärker zu berücksichtigen. 

2002 fand in Madrid die Zweite Weltkonferenz der Vereinten Nationen über das Altern statt. Die Europäische Union entwickelt Strategien dafür, wie wir mit der spezifischen europäischen Dimension des Alters umgehen, wobei nicht zu vergessen ist, dass die Alterung in den neu hinzukommenden Beitrittsländern stärker als bei uns ist. Wir müssen unser hoch entwickeltes soziales und gesundheitliches Versorgungssystem so stabilisieren, dass es dem Ansturm der ergrauenden Gesellschaft, sprich unserer eigenen Zukunft, gewachsen ist. Wir setzen die Maßnahmen für die kommenden Entwicklungen.

Eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe hat begonnen, ein weiteres Programm vorzubereiten, das nach dem erfolgreichen Programm "Hilfe im hohen Alter" die nächste Stufe einer umfassenden Politik für die älteren Menschen in Wien sein wird. Wir werden, soweit es möglich ist, alle zur Verfügung stehenden Analysen einbauen. Ich werde voraussichtlich im zweiten Quartal dieses Jahres einen ersten Entwurf für dieses neue Programm vorlegen und lade alle politischen Parteien dazu ein, an der Gestaltung dieses Programms mitzuwirken. Die Interessen der älteren Menschen dieser Stadt sind kein parteipolitischer Spielball! Vorrangig sind die Bedürfnisse der älteren Menschen und die sind in dieses Programm einzubeziehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend möchte ich nochmals meinen Dank all jenen aussprechen, die dazu beitragen, dass das Versorgungskonzept und die Leistungsangebote in Wien so vorzüglich sind. Wir werden auch in Zukunft über die qualitative und quantitative Weiterentwicklung des Pflegebereichs mit aller Meinungsvielfalt diskutieren. Qualität erreichen wir nur, wenn wir in Wien auch in Zukunft kooperativ zusammenarbeiten, um ein Altern in Würde zu garantieren. Keinesfalls dürfen primär ökonomische Konzepte bestimmen, wie die Versorgungsstrukturen gestaltet werden, denn die spezifischen Bedürfnisse der Menschen sind zu berücksichtigen. Ein humanes Gesundheits- und Spitalswesen für alle funktioniert niemals nach den Prinzipien des freien Marktes. Dies haben die erfahrenen ExpertInnen der hier vertretenen Parteien längst erkannt. 

Ich bedanke mich nochmals herzlich bei all jenen verantwortungsvollen Kolleginnen und Kollegen aus der Politik, die bereits jetzt daran mitgearbeitet haben, eine optimale, lebenswerte Versorgung alter Menschen sicherzustellen. Somit ist Wien zur Vorzeigestadt geworden, hat eine anerkannt hohe Lebensqualität und steht in der Welt dafür. Ich danke genauso wie diesen Kolleginnen und Kollegen hier im Gemeinderat oder im Stadtsenat auch allen Beschäftigten für ihr Engagement, für ihren Einsatz für diese Menschen, für ihre gewiss nicht leichte Arbeit, die ausgesprochen großartig ist. Herzlichsten Dank an alle! (Beifall bei der SPÖ.) 

Schließlich lade ich Sie alle hier, alle politischen Parteien, dazu ein, an der positiven Weiterführung des Wiener Weges und den notwendigen Verbesserungen mitzuwirken. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke Frau amtsf StRin Dr Pittermann für den Bericht.

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass in der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und länger als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Herr Bürgermeister und die Frau amtsführende Stadträtin. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich nun Frau GRin Dr Pilz das Wort. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin!

Das Thema unserer heutigen Sondersitzung sind die Geschäfte - Frau Stadträtin, die Geschäfte! - mit den Sozialen Diensten und die Frage der Unvereinbarkeit von Politikern und Politikerinnen in diesen Doppelfunktionen, für die Sie hier wiederholt so herzlich gedankt haben.

Frau Stadträtin! Sie haben eine Chance vergeben mit Ihrem Vortrag, mit Ihrer Vorlesung über die Leistungen der Sozialen Dienste, weil Sie nicht auf die massiven Kritikpunkte eingegangen sind, die nicht nur die GRÜNEN, sondern auch das Kontrollamt und die Andersen-Studie gegen die Gebarung mit genau diesen Diensten erhoben haben. Sie sind in Ihrer Rede nicht darauf eingegangen, zu welchen Verquickungen es führt, wenn Politiker und Politikerinnen - insbesondere Ihrer Fraktion - Funktionen in Vorständen und Geschäftsführungen dieser Sozialen Dienste wahrnehmen. Sie sehen das nicht, Sie sehen es auch heute nicht, und das ist ein Teil des Problems, Frau Stadträtin! (Beifall bei den GRÜNEN sowie des GR Gerhard Pfeiffer.) 

Ich erinnere an die Sitzung des Kontrollausschusses, für die Sie sich 3 Minuten Zeit genommen haben, um auf all die Argumente einzugehen, und in der Sie sich beschränkt haben auf eine allgemeine Feststellung, dass für alte Leute etwas getan werden muss. Schauen wir uns die Fakten an, und schauen wir uns an, warum wir meinen, dass Sie, Frau Stadträtin, dringend Handlungsbedarf haben!

Der Kontrollamtbericht bestätigt, was die GRÜNEN seit langer Zeit monieren und seit langer Zeit kritisieren. In den Sozialen Diensten wird Geld verschwendet - aber nicht etwa, Frau Stadträtin, weil dort das Personal so gut bezahlt wäre oder weil dort das Personal Arbeitsbedingungen hätte, die durch sozialdemokratische Mitwirkung besser als woanders wären. Das ist nämlich leider nicht der Fall. Das Personal vor Ort wird durchgängig durch alle Organisationen annähernd gleich bezahlt. Trotzdem sind manche Organisationen teurer als andere.

Frau Stadträtin! Warum sind Sie nicht eingegangen auf das Faktum, dass die Geschäftsführerin der Wiener Sozialdienste Frau Dr Neck-Schaukowitsch ist, die ihrerseits auch die Vorsitzende in unserem Gesundheitsausschuss ist? Ich schätze sie in dieser Funktion, sie macht hier gute Arbeit. Aber es bleibt die Frage, Frau Stadträtin, und sie bleibt mehr denn je übrig: Wie können Sie es verantworten, wie kann es die rote Stadtregierung verantworten, dass genau diese Organisation, die Wiener Sozialdienste, für gleiche Arbeit, die alle Organisationen anbieten sollen und offensichtlich auch anbieten, "gleichere" Rahmenbedingungen bekommt?

Arbeiten dürfen alle gleich, aber manche Organisationen sind in der Tarifgestaltung viel "gleicher". So hat das Kontrollamt festgestellt, dass im Bereich der Pflegehilfe die Wiener Sozialdienste sich unter der Geschäftsführung der Frau Dr Neck-Schaukowitsch Tarife verhandelt haben, die annähernd 300 Prozent über dem Tarif liegen, den die günstigste Organisation für die gleiche Leistung veranschlagt. Frau Dr Neck-Schaukowitsch, Sie können hier verneinend den Kopf schütteln - das hat das Kontrollamt festgestellt! Die GRÜNEN weisen darauf hin. 

Die Wiener Sozialdienste unter der Geschäftsführung der Frau Dr Neck-Schaukowitsch sind gute Verhandler mit ebender Frau Dr Neck-Schaukowitsch in ihrer Funktion als Vorsitzende des Gesundheitsausschusses. Das muss man denjenigen erklären, die in der Sache vielleicht nicht so eingearbeitet sind. Der Gesundheitsausschuss beschließt über die Verträge, die hier abgeschlossen werden, und Frau Dr Neck-Schaukowitsch hat es in der Rolle der Geschäftsführung erreicht, dass im Jahr 2001 ein Bilanzüberschuss auf dem Konto der Wiener Sozialdienste von sage und schreibe 1,07 Millionen EUR angesammelt wurde. Das erfinden nicht die GRÜNEN, das sagt das Kontrollamt. 

Frau StRin Pittermann! Die Antworten, die wir zu diesem unglaublichen Sachverhalt im Ausschuss bekommen haben, waren ja sehr erhellend. Herr SR Leitner, der in einer eindrucksvollen eineinhalbstündigen Rede versucht hat, auf meine Argumente einzugehen - was Sie leider nicht tun -, hat festgehalten, dass er versucht hat und daran gescheitert ist - Frau Stadträtin, daran gescheitert ist! -, den Organisationen ein einheitliches Rechenwerk vorzuschreiben. Warum meinen Sie denn, dass es nicht möglich ist, einheitlich durchzurechnen? - Wir vermuten, es liegt wohl daran, dass die Politiker und Politikerinnen in den Organisationen dafür sorgen, dass hier Äpfel nicht mit Äpfeln verglichen werden können!

Wir haben auch nachgefragt, warum der Überschuss von 1,07 Millionen EUR zustande gekommen ist und was damit geschehen soll. Wir haben zwei Antworten bekommen. Herr SR Leitner hat gemeint, einige Organisationen arbeiten an der Bildung einer Eigenkapitaldecke - interessant ist zu fragen, warum das nicht alle tun oder dürfen -, und Herr GR Hundstorfer hat in seiner Replik auf meine Äußerungen gemeint, sie zahlen es ohnehin zurück, und 40 Prozent wären schon zurückgezahlt worden. 60 Prozent von 1,07 Millionen EUR sind auch noch ein Geld!

In Summe ist zu fragen: Wieso erlaubt Frau Ausschussvorsitzende Dr Neck-Schaukowitsch der Geschäftsführerin Dr Neck-Schaukowitsch, dass sie für Tarife um 300 Prozent höhere Kosten als andere Organisationen veranschlagt? Ich denke, Frau Stadträtin, Sie hätten allen Anlass, auf Ihr Geld besser zu schauen und es effektiver einzusetzen, um für die Versorgung der Wiener Pflegebedürftigen hier Sicherheit zu bieten. 

Die roten Organisationen sind bei der Umsetzung der Sozialdienste mit 60 Prozent der größte Abnehmer dieser Dienstleistungen. Sie haben schon Recht, Frau Stadträtin, in der Vergangenheit ging es um Hilfstätigkeit und Wohltätigkeit. Frau Stadträtin, die Zeiten haben sich geändert. Gut, dass sie sich geändert haben und dass das eine Dienstleistung ist, die gut bezahlt werden soll - aber dann soll sie auch professionell über transparente Vergaberichtlinien vergeben werden! Dazu passt es nicht mehr, dass Politiker und Politikerinnen mit zwei Rollen, die unvereinbar sind, sich selbst zuteilen, was sie in der Organisation selbst gerne haben möchten. Das lehnen wir als GRÜNE ab! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Auch dort, wo es um nicht bezahlte Aufgaben geht - wie bei der ehrenamtlichen Vorsitzfunktion in den Organisationen -, meinen wir, dass es hoch an der Zeit ist, Politik von der Leistungserbringung fern zu halten und diese Dinge auseinander zu halten. Die Verquickung von Politik und Dienstleistung, Frau Stadträtin, geht zu Lasten der Pflegebedürftigen, und sie geht zu Lasten der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen. Denn die vorgebliche Leistungsorientierung der Verträge hat dazu geführt, dass die billigen Organisationen teurer wurden und die ohnehin schon teuren - die Genannten wie die Wiener Sozialdienste - noch einmal draufgelegt haben. Das kann es doch nicht sein, wenn Sie hier modern wirtschaften wollen!

Frau Stadträtin! Die GRÜNEN wollen diese Missstände abstellen, dringend abstellen. Wir bringen daher Beschluss- und Resolutionsanträge ein, die sich damit befassen.

Das Allererste, das hier notwendig ist, ist die Offenlegung der Funktionen von Mitgliedern des Gemeinderats und Landtags. Wir wollen wissen, wer hier was tut. Herr Landtagspräsident Johann Hatzl brütet noch über der Frage, wie er uns hier Auskunft gibt, was die jetzigen Funktionen betrifft.

Wir stellen einen Antrag: Wir wollen wissen, wer hier welche Funktionen außerhalb seiner Gemeinderatsfunktion noch erfüllt. 

Als Zweites ist es hoch an der Zeit, hier Unvereinbarkeitsbestimmungen einzuziehen. Doppelfunktionen in Dienstleistungsbetrieben für die Stadt und Politikerfunktionen sind abzustellen. Frau Dr Neck-Schaukowitsch, Sie werden sich entscheiden müssen, in welcher der beiden Rollen Sie künftig tätig sein wollen. 

Der dritte Antrag, Frau Stadträtin, betrifft die Vergabepraxis. Das EU-Recht sieht auch für Wien vor, Frau Stadträtin, dass wir die Aufträge transparent und informiert an alle möglichen Bieter vergeben. Das tun Sie nicht, wenn Sie hier die Dinge in der üblichen Weise vergeben.

Stellen Sie sicher, dass das Personal gut bezahlt wird! Dann können Sie durch Verträge, die Sozialdumping verhindern, auch garantieren, dass dort alle MitarbeiterInnen gleich bezahlt werden. Neoliberalismus ist nicht die Alternative, Frau Stadträtin! Kommen Sie nicht mit Schwarz-Weiß-Lösungen: auf der einen Seite rote fürsorgliche Belagerung, auf der anderen Seite neoliberale Grausamkeiten. Die Letzteren wollen wir nicht, wir wollen ordentliche, faire, qualitativ gute Bedingungen für alle in den Sozialen Diensten Tätigen. Das wird sich nur durch Transparenz und Gerechtigkeit herstellen lassen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sanieren Sie Ihre Verhältnisse, Frau Stadträtin! Dann werden Sie auch in Zukunft genügend Geld haben, die sozialen Dienstleistungen für die Bevölkerung sicherzustellen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Anlass unserer heutigen Sitzung ist nicht eine Mitteilung der zuständigen StRin Pittermann darüber, was sie in ihrer bisherigen Amtszeit für Hilfe und Pflege alles geleistet hat. Nein, Anlass sind zwei Berichte: der eine vom Kontrollamt zur Überprüfung des finanziellen Zustands des Wiener Gesundheitswesens, und das Zweite eine Studie "Analyse des Leistungsangebots der Stadt Wien für Senioren". Sie sind zwar unterschiedlich im Ansatz, kommen aber zum gleichen Ergebnis: Es gibt eine hohe Leistungsdichte bei betrieblich und betriebswirtschaftlich katastrophalem Zustand. Wie es in vielen Bereichen unserer Stadt ist, ist es auch hier so, dass es ein breites Angebot gibt - das ist gut -, das aber viel zu teuer erkauft wird und oftmals am Bedarf vorbeigeht. (Beifall bei der ÖVP.)
Durch Mängel in der Planung, in der Koordination, in der Organisation, in der Kontrolle und auch in der Qualitätssicherung, vor allem aber durch falsche Ziele eines durch diese Alleinregierung angesetzten, ideologisierten Lösungsansatzes! Die Berichte stellen den politisch Verantwortlichen, also dieser Stadtregierung, aber leider Gottes auch den sachlich Verantwortlichen ein vernichtendes Zeugnis aus.

Die Gesundheitspolitik der letzten zehn Jahre, speziell im Bereich der extramuralen Dienste, hat große Versäumnisse zu verantworten. Es ist nicht gelungen - und ich sage das jetzt unter Anführungszeichen -, "mit uns in die neue Zeit" zu marschieren, und der Slogan "denn der Mensch zählt" ist im Lichte der Fakten eine hohle Phrase.

Wir alle, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind unseren Müttern und Vätern und den betagten Mitbürgern unserer Stadt verpflichtet. Sie haben uns aufgezogen, sie haben diese Stadt und unser Land nach den Folgen eines schrecklichen Krieges wieder aufgebaut. Wir dürfen nicht zusehen, wie es durch Wegschauen und Verdrängen der Probleme durch die Wiener Stadtregierung gerade diesen Menschen erschwert wird, ein Leben in Würde und Selbstbestimmung zu führen. (Beifall bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich zu einigen Fakten kommen. - Durch die Bevölkerungsentwicklung gibt es ständig wachsende Aufgaben im Bereich von Hilfe und Pflege. Die Bevölkerungspyramide hat sich zwar nicht umgekehrt und auf ihre Spitze gestellt, aber man kann sagen, es ist ein Bevölkerungskubus daraus geworden, und damit sind natürlich große Anstrengungen notwendig geworden. Der "doppelte Alterungsprozess", wie er in der Andersen-Studie so schön betont wird, hat eine neue Generation, eine vierte Generation geschaffen, und zu den jungen Senioren kommt nunmehr eine ganze Generation von hochbetagten Menschen, die natürlich mehr Hilfe, mehr Pflege und damit natürlich auch mehr Zuwendung brauchen. Das alles macht neue Strategien erforderlich, für die rasche Entscheidungen notwendig sein werden - das ist der eine Teil -, und es macht erforderlich, dass das 10‑Jahres-Fenster, das uns noch übrig bleibt, genutzt wird, um rasche Entscheidungen zu treffen und auch entsprechende Maßnahmen zu setzen. 

Die sozialistische Politik glaubt immer noch, durch Wegschauen in irgendeiner Form diesen Problemen nicht gewärtig sein zu müssen, wobei es heute schon große Probleme gibt, allein was die Umstrukturierung in eine erfolgreiche Arbeit betrifft. Hier tauchen die Begriffe der Pflegekette und des Schnittstellen-Managements auf. Die Pflegekette muss man sich vorstellen als Glieder, die ineinander greifen, beginnend mit der Prävention. Bei dieser geht es vor allem um Beratungsleistungen, aber auch um Beratung betreffend die Lebensführung, also in Fragen wie Ernährung, Sicherheit in und außerhalb der Wohnung et cetera. 

Bei der informellen Hilfe als nächstem Glied dieser Kette geht es darum, dass den Menschen, die Zutritt zu diesem neuen System brauchen, auch die notwendigen Informationen an Ort und Stelle in einem One-stop-Shop, wie das neudeutsch so schön heißt, zur Verfügung stehen, damit man als Angehöriger oder als Betroffener nicht von Pontius zu Pilatus laufen muss, wenn man auch nur die geringsten Informationen bräuchte. Auch über die gesetzlichen und über die finanziellen Möglichkeiten muss Auskunft gegeben werden. Es muss hier also eine Art Gateway-Funktion erfüllt werden, die es ermöglicht, eine Beratung für den richtigen Eintritt in diese Pflegekette zu erhalten. 

Der nächste Schritt sind die ambulanten Dienste, durch die tatsächlich Pflege und Hilfe ermöglicht werden: die Hauskrankenpflege, die Heimhilfe, Reinigungsdienste, Besuchsdienste, Essen auf Rädern et cetera. All das gibt es hier ja, es ist aber nicht wirklich in einer ordentlichen Koordination verbunden, weder finanziell noch kalkulatorisch, noch im Hinblick auf Kontrolle, noch in einer Art und Weise, die gewährleistet, dass immer eine dem jeweiligen Bedarf entsprechende Angliederung gegeben ist.

Der semistationäre Bereich mit den Geriatrie-Tageszentren ermöglicht bereits eine verstärkte und intensivere Kommunikation beziehungsweise auch Tagesstruktur für Seniorinnen und Senioren, die sich vielleicht sonst sehr alleine fühlen würden.

Das betreute Wohnen schafft die Möglichkeit, den Bedürfnissen jener Personen, die nicht mehr alle Funktionalitäten des täglichen Lebens erfüllen können, entgegenzukommen. 

Das nächste Kettenglied sind die Wohnheime. Ein noch verstärkter Zugang ist bei den Pflegeheimen gegeben, bei den Geriatriezentren, die ja schon nahezu einen Krankenhausstatus haben, und dann folgt die akute Geriatrie, die hier als letzter Punkt oder als intensivste Stufe anzusehen ist.

Das alles, meine sehr geehrten Damen und Herren, bedarf des Schnittstellen-Managements und vor allem auch des Entlassungsmanagements (Beifall bei der ÖVP.), denn wenn alte Menschen nach einem Krankenhausbesuch kurzfristig - nach dem neuen Finanzierungssystem, der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinan-zierung, werden die Leute ja sehr schnell wieder aus den Krankenanstalten hinauskomplimentiert -, zwei Tage vorher, erfahren, dass sie wieder in eine Umgebung zurück müssen, die gar nicht für ihren weiteren Aufenthalt geeignet ist, dann ist das Entlassungsmanagement gefordert, um auch weiterhin eine entsprechende Pflege und Hilfe - wie dies ja auch in der Studie zum Ausdruck gebracht wird - zu gewährleisten.

Es sind neue Prozesse erforderlich. Das macht eine neue Strategie notwendig. Ein neues Grundsatzprogramm - zehn Jahre nach dem Gemeinderats-Grundsatzprogramm "Hilfe im hohen Alter" - ist notwendig und auf dessen Grundlage ein Masterplan, der operationalisierte Ziele ermöglicht.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, das wäre die Aufgabe! Darüber hätte uns die Frau Stadträtin berichten sollen. Was sie hier getan hat, war, uns eine Vorlesung über all die Dinge zu halten, die sich im Laufe der letzten zehn Jahre entwickelt haben - nebeneinander entwickelt haben, aneinander vorbeientwickelt haben, ohne in irgendeiner Weise einem geordneten Prozess zu unterliegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht um viel Geld - 7 Prozent des Budgets sind es -, aber es ist nicht das alleine: Es geht vor allem um viele Menschen. Hier Lippenbekenntnisse abzugeben, ohne dann tatsächlich auch Strukturen zu schaffen, durch die man diesen vielen Menschen adäquat helfen kann, das wird auch weiterhin zu wenig sein. Heute sind es in dieser Stadt 20 Prozent, die über 60 Jahre alt sind; schon im Jahre 2021 werden es 26,5 Prozent sein. 350 000 Menschen heute - 440 000 Menschen dann. Das alles ist ja ohne familiäre Betreuung überhaupt nicht zu lösen, aber schon gar nicht mit einer Betreuung, die nicht wirklich alle Möglichkeiten ordentlich ausschöpft. 

Insbesondere betroffen - und jetzt komme ich auf den Knackpunkt zu sprechen - ist hier leider Gottes die MA 47, die aus der MA 12 hervorgegangen ist und diesen schwierigen Bereich zu meistern hatte. Aus dem Kontrollamtsbericht vom Dezember, der sich hauptsächlich um die finanzielle Gestion gekümmert hat, geht hervor, dass mit dem Einsparungspotenzial unzureichend umgegangen wurde - bis zu 23 Millionen EUR wären einzusparen, wobei Leistungssteigerungen, die mehr als notwendig wären, trotzdem möglich wären -, dass bei den Leistungsträgern keine Wettbewerbssituation vorhanden ist - denn ein "Benchmarking", in dem nur die Preise der einen den anderen bekannt gegeben werden, führt logischerweise dazu, dass sich diejenigen, die niedrige Preise haben, an jene mit den hohen Preisen anschließen, aber sicherlich nicht umgekehrt; wenn das jemand meinen sollte, dann ist er schon mehr als naiv. 

Dass die teuren Pflegeheime der Stadt Wien mit Preisen von durchschnittlich 161 EUR pro Tag den privaten mit 71 EUR oder 93 EUR pro Tag gegenüberstehen, auch das ist eine Angelegenheit, die es zu lösen gilt. Auch die niederösterreichischen Landesheime sind deutlich billiger, und niemand wird behaupten können, dass dort die Qualität geringer wäre. 

Die deutlichen Kostensteigerungen, die durch die neuen Verträge entstanden sind, meine sehr geehrten Damen und Herren, stehen einer vertraglichen Bindung der MA 47 mit Fixpreisen, Fixmengen, sofortigen Preisverhandlungen, sollten diese Mengen nicht eingehalten werden, und Sozialplänen für den Fall, dass die eine oder andere Institution damit nicht durchkommen kann, gegenüber.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich im Folgenden kurz zitieren, was die Andersen-Studie in Bezug auf die Gestion der MA 47 sagt, denn ich selbst kann das gar nicht so scharf formulieren: "Die über einen längeren Zeitraum laufenden Restrukturierungen innerhalb der MA 47 haben sowohl Mitarbeiter als auch Schnittstellenpartner verunsichert. ... Die gleichzeitige Wahrnehmung von kontrollierenden, finanzierenden und leistungserbringenden Aufgaben der MA 47 ist problematisch ..."

Und dann, wie ich meine, wirklich vernichtend: "Eigentliche Kernaufgaben der hoheitlichen Verwaltung (Strategie & Planung, Information, Qualitätssicherung, Finanzen & Controlling) werden von der MA 47 nicht im notwendigen Umfang wahrgenommen. Dieser Umstand ist auch in einer suboptimalen Qualifikationsallokation" - das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen! - "innerhalb der zuständigen Magistratsabteilung begründet. Ein unstrukturiertes Berichtswesen sowie das Fehlen von zentralen Kennzahlen und Steuerungstools verhindert eine bedarfsorientierte Ausrichtung der Magistratsabteilung."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist vernichtend! (Beifall bei der ÖVP.)

Dabei will ich in diesem Fall nicht den leitenden Beamten die Schuld geben - das möchte ich dazu noch klar und deutlich sagen -, sondern schuld ist die sozialistische Planwirtschaft, die dieser Abteilung einen ganz komischen Eiertanz aufgezwungen hat, durch dessen Anwendung sie nicht erreicht, dass dabei in irgendeiner Form ein guter Output entsteht. Die Abgangsdeckung ist einfach einer Gängelung gegenübergestanden. Denken Sie nur daran, dass die Vereine fragen mussten, ob sie noch irgendjemanden aufnehmen dürfen oder wie die Arbeitsplatzgestaltung zu sein hat, ob ein Mitarbeiter einen PC haben darf oder nicht. Stellen Sie sich das einmal vor! Ich kann mir nicht vorstellen, dass es heute in den ehemaligen kommunistischen Ländern eine derartige planwirtschaftliche Ausrichtung geben würde. Nein, aber in der Stadt Wien hat es diese gegeben! 

Diese Situation wurde immer unhaltbarer. Im Jahre 2000 hat man sich seitens der Magistratsabteilungsleitung Gedanken gemacht und sich gefragt: Wie komme ich aus diesem Korsett, aus dieser gängelnden, zentralisierten Planwirtschaft heraus? - Man hat neue Verträge entwickelt, die letztendlich aber - und das ist das Problem, weil betriebswirtschaftliche Kenntnisse und Fähigkeiten in einem weiten Bereich fehlen, und zwar bei allen Partnern in diesem Zusammenspiel - dazu geführt haben, dass die Preise um 100 Prozent gestiegen sind, dass sich die Stadt Wien nunmehr durch Gängelungsverträge selbst gegängelt hat und es für den Anwender oder für den, der diese Leistungen braucht, nicht besser geworden ist, weil auch die Vereine verunsichert wurden und nicht mehr in einer klaren Art und Weise wirtschaftlich arbeiten können. Herausgekommen ist ein Mittelding zwischen Plan- und Marktwirtschaft, wobei von beiden die Nachteile zum Tragen kommen: riesige Kosten, Geldverschwendung ohne Qualitäts- oder Mengenzuwächse. Das ist wirklich bedauerlich! (Beifall bei der ÖVP.)

Andersen Consulting schlägt vor, völlig neue Strategien und Konzepte zu entwickeln: Zusammenlegung der Senioren- und Pflegebetreuung in ein eigenes Ressort und vor allem betriebswirtschaftliche Funktionalität und die politische Verpflichtung zum Aufbau eines echten Care- und Case-Managements. - Um den diversen kritischen Anmerkungen, wie sie nachher dahin gehend kommen werden - und wie sie schon vorweg von Seiten der ideologisch sehr geschulten Frau Stadträtin gekommen sind -, dass man die alten Menschen sozusagen der zügellosen globalisierten Marktwirtschaft überlassen will, gleich jetzt zu begegnen, möchte ich feststellen: Das habe ich damit nicht gemeint, sondern ich spreche von der Notwendigkeit, betriebswirtschaftliche Funktionen, Prozesse und Strukturen einzuführen. Ob Sie das dann marktwirtschaftlich machen oder im Bereich der Kommunalwirtschaft, das ist immer noch offen. Aber betriebswirtschaftlich ordentlich zu agieren, den Gegebenheiten entsprechend, das ist eine Forderung, die wir klar und deutlich in den Raum stellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das alles ist uns die sozialistische Politik bisher schuldig geblieben. Stramme Ideologen wie Herr Dr Rieder oder Frau Dr Pittermann halten täglich Lobreden auf die von ihnen geführten Ressorts, aber der Kontrollamtsbericht und die Andersen-Studie zeigen etwas anderes auf. Nicht der Mensch zählt, sondern die Ideologie. Bevor diese Stadtregierung marktwirtschaftliche Strukturen und Prozesse zulässt, werkelt sie lieber in einer zentralistischen Planwirtschaft - zum Schaden der Steuerzahler und vor allem jener, die auf Hilfe und Pflege angewiesen sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Unser Dank gilt all jenen, die sich in diesem Bereich engagieren: Familien, Vereinen und auch den Mitarbeitern der Institutionen. Unsere Kritik gilt der sozialistischen Alleinregierung, die dieser Situation nicht gewachsen ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht heute nicht nur um Altenbetreuung, sondern es geht um das Prinzip: um Gesundheitsvorsorge und -versorgung für hilfs- und pflegebedürftige Menschen außerhalb der Krankenanstalten. Ich spreche über Gesundheitsversorgung außerhalb von Krankenanstalten und die dazugehörigen Berufe. 

Wenn man es ernst nimmt, dass man den außerstationären Bereich wichtig nimmt, genauso wichtig wie den Krankenhausbereich, wenn man auch weiterhin ernst nimmt, dass man eine Professionalisierung vorantreiben möchte, dann wird, so denke ich, der Stadt Wien nichts anderes übrig bleiben, als die Andersen-Studie ernst zu nehmen und die darin enthaltenen Anregungen und Kritikpunkte umzusetzen. Wir brauchen für die sozialen Dienste in Wien Qualitätsstandards, wir brauchen auch vertikale Durchlässigkeiten, zumindest innerhalb der Pflege- und Betreuungsberufe, der PflegehelferInnen und des diplomierten Krankenpflegepersonals. Wir brauchen aber auch Politiker und Politikerinnen, denen es ein Anliegen ist, in die Gesundheitsvorsorge und -versorgung für hilfsbedürftige und pflegebedürftige Menschen außerhalb der Krankenanstalten zu investieren und diese raschest auszubauen. 

Dieses Anliegen war vor nunmehr über zehn Jahren das Anliegen der Wiener Freiheitlichen, und sie haben daher die "Kleinen sozialen Netze", einen kleinen gemeinnützigen Verein, gegründet. Ich wurde Obfrau dieses Vereins und ich leite diesen Verein nach wie vor. Ich versuche, auf die Sorgen und Nöte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzugehen und unsere sehr knappen Ressourcen verantwortlich, aber auch wirtschaftlich zu verwalten. Da ich seit 1987 aktive Politikerin bin, ist es mir auch eine Verpflichtung, für hilfs- und pflegebedürftige Menschen tätig zu sein, da es für mich völlig unbefriedigend war und nach wie vor ist, immer wieder nur für einen Pflegeheimplatz zu intervenieren. 

Meiner Ansicht nach ist es der falsche Weg, wenn die GRÜNEN und die Andersen Consulting Politikerinnen und Politiker aus den sozialen Diensten verbannen wollen. Ich behaupte sogar, dass es die Pflicht eines Politikers oder einer Politikerin sein muss, aktiv einen Beitrag zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger zu leisten. Ich stelle fest, dass ich meine Tätigkeit bei den "Kleinen sozialen Netzen" ehrenamtlich leiste und daher dem Steuerzahler nicht noch einmal auf der Tasche liege. 

Gerade am Wochenende konnte man dem "Standard" entnehmen, dass Ehrenamtlichkeit als Wirtschaftsfaktor ein sehr wesentlicher Bestandteil am Non-profit-Sektor ist. Ich zitiere: "Insgesamt 16,67 Millionen Stunden pro Woche wird in Österreich ehrenamtlich gearbeitet. Umgelegt auf Arbeitsplätze entspricht das knapp mehr als 481 000 Vollzeitstellen. Allein in den sozialen Diensten arbeitet ein Fünftel der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unentgeltlich."

Ohne diese ehrenamtliche Tätigkeit wäre der Dienst an hilfs- und pflegebedürftigen Menschen gar nicht finanzierbar und daher auch nicht anbietbar. Daher ist dieser Kritikpunkt nicht zum Nutzen der Patientinnen und Patienten, sondern zu deren Schaden, und daher lehnen wir diese Forderung ab!

Meine Damen und Herren! Die Wienerinnen und Wiener werden immer älter. Daher ist die Politik gefordert: Das Versorgungsangebot muss diesen längeren Lebenserwartungen angepasst werden. "Es gibt vielmehr seit Jahren einen 'gleich bleibend langen'" Stau "auf der Warteliste für Heimplätze, erklärt" Primarius Dr "Ludwig Kaspar, im Wiener Krankenanstaltenverbund Leiter der städtischen Spitäler und der zehn Geriatriezentren. Zwei- bis dreihundert Seniorinnen und Senioren sind dauernd angemeldet, um nach einem Spitalsaufenthalt einen Platz in einem Geriatriezentrum zu bekommen. Warte-
zeiten - von bis zu einem halben Jahr - sind auch davon abhängig, in welch gesundheitlichem Zustand Patienten sind.'" - Diese Erklärung stammt vom 6. November 2002, ebenfalls aus dem "Standard". Ich habe wörtlich zitiert.

Meine Damen und Herren! Bei der Versorgung von pflegebedürftigen Personen in Wien ist es bereits fünf Minuten nach zwölf: Es fehlt an Geriatriezentren, es fehlt an weiteren sozialen Diensten, es fehlt an Personal, es fehlt an Tageszentren, es fehlt an Tageskliniken, es fehlt an einer größeren Anzahl von betreuten Wohnplätzen - ich könnte diese Auflistung beliebig lange fortführen. Auf Grund der demographischen Entwicklung, also der zunehmenden Überalterung der Bevölkerung, wird sich die Zahl der Betroffenen bis zum Jahr 2011 weiter steigern. Bis zum Jahr 2050 wird sich die Zahl der 80‑Jährigen sogar vervierfachen. Meine Damen und Herren, je älter die Menschen sind, desto höher wird die Wahrscheinlichkeit, dass sie Pflege benötigen. Wie ist Wien auf diese Problematik vorbereitet? - Ich behaupte, zu wenig.

Frau StRin Pittermann! Sie sind hier gefordert, zu handeln, denn es ist Ihre und auch unsere Pflicht, die Betreuung von hilfs- und pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt in einer menschenwürdigen Form sicherzustellen. Seit Jahren wissen Sie, meine Damen und Herren, dass die Lebenserwartung der Bürgerinnen und Bürger steigend ist. In Wien gibt es immer mehr Single-Haushalte. Wo ist der von uns schon x-mal geforderte Bedarfsplan? Wo ist das Pflegeheimgesetz? Der hilfsbedürftige Mensch hört in dieser Stadt leider immer öfter: "Bitte warten". 

Meine Damen und Herren! Auch wenn es um den letzten Lebensabschnitt geht, müssen wir uns der Verantwortung stellen. Alt und krank zu werden, ist ebenfalls ein Teil des Lebens. Vor diesem sehr schwierigen Teil des Lebens darf die Politik die Augen nicht verschließen. Frau StRin Pittermann, nehmen Sie die Andersen-Studie in die Hand und beginnen Sie zu handeln, damit die Uhr den Zeiger wieder auf fünf Minuten vor zwölf stellen kann! (Beifall bei der FPÖ.)  
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Was wir heute hier erleben, ist der krampfhafte Versuch der grünen Fraktion - da sie quasi sonst nicht vorkommt (Ironische Heiterkeit des GR Mag Christoph Chorherr.) -, eine der hervorragendsten Dienstleistungen der Stadt zu skandalisieren. Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN! Das Einzige, was ihr wirklich könnt, ist, angeblichen oder vermeintlichen Skandalen nachzulaufen. Die Flächenwidmungs-Untersuchungs-kommission hat das auch eindeutig bewiesen. (GR Mag Christoph Chorherr: Da war ja alles "perfekt in Ordnung"!) 

Was war und ist die ursächliche Aufgabe der sozialen Dienste? - Den kranken und - das haben wir heute schon des Öfteren gehört - vorwiegend alten Menschen in dieser Stadt ein humanes Leben primär in den eigenen Wänden zu ermöglichen. Alle Berichte, die darüber geschrieben worden sind - und es werden wahrscheinlich auch noch weitere geschrieben werden -, bestätigen uns - und das bestätigt auch der Andersen-Bericht -, dass wir diese Aufgabe gelöst haben, und zwar hervorragend gelöst haben, und dass dieser Sektor sehr gut funktioniert. Es ist gar keine Frage: Dieses hohe Niveau aufzubauen, war nicht immer einfach, und es war auch nicht immer billig. Wir haben uns von Anfang an ein sehr hohes Ziel gesteckt. Dies hat natürlich Geld gekostet, aber es war eine Investition, die sich aus heutiger Sicht bezahlt gemacht hat. 

Ich möchte, wie die Frau Stadträtin das schon getan hat, allen, die hier mitgemacht haben und die hier noch mitmachen - das "noch" bezieht sich auf ihr Lebensalter, denn einige davon sind ja schon in Pension oder sind nicht mehr unter uns -, nochmals recht herzlich danken. Das war und ist eine sehr schwierige Aufgabe, die wir gemeinsam erfüllen müssen. 

Schauen wir ein bisschen hinein: Was wollen wir? - Wir wollen ein gut ausgebildetes Personal, das einigermaßen gut entlohnt wird. Wenn Sie, Frau Dr Pilz, sich hier herstellen und die Unterschiede und so weiter ansprechen, dann darf ich Ihnen Folgendes sagen: Sie sollten wissen, dass, was den Bereich der Entlohnung betrifft, sieben Vereine mit einer Betriebsvereinbarung zusammengeschlossen waren. Sie sollten wissen, dass gerade das, was Sie hier kritisieren - dass es da eine Spanne gebe und so weiter und dass das zu teuer sei -, ein Ausfluss dessen ist, was in diesen Betriebsvereinbarungen drinnen steht. Wenn Sie hier schon - und ich komme dann noch speziell darauf zu sprechen - das Kontrollamt zitieren, dessen Funktion ich überhaupt nicht, nicht einmal ansatzweise, in Frage stelle, dann sollten Sie aber auch den Zahlenvergleich - und diese Anmerkung sei gestattet - so interpretieren, wie er auch tatsächlich ist, indem Sie zum Beispiel bei der Hauskrankenpflege die Sonn- und Feiertagsstunden mit den Zuschlägen, die sich auf Grund dieser Betriebsvereinbarung ergeben, berücksichtigen. Wenn Sie sich hier herstellen und sagen, da gibt es doch viele billige Vereine, und das muss so sein, dann schauen Sie ein bisschen hinter die Kulissen! Wenn Sie nämlich wirklich in diesem Bereich tätig wären, wie Sie es vermeintlich sind beziehungsweise wie Sie vorgeben, es zu sein, dann wüssten Sie zum Beispiel, dass die "Jungen Panther" - und ich sage das sehr bewusst - des Öfteren Wochenenddienste nicht machen.

Aber wer betreut dann die Menschen? - Andere Vereine springen ein. Es gibt zum Beispiel einige Vereine, wo die "Glückseligkeit" der Mitarbeiter eine "riesige" ist, denn dort lautet die Dienstanweisung: Wenn am Freitag eine Kundschaft kommt, darf sie nicht abgewiesen werden. - Wenn also am Freitag eine Kundschaft kommt - man verzeihe mir den Ausdruck "Kundschaft"; wenn also ein Hilfsbedürftiger kommt -, dann bedeutet das für irgendjemanden zusätzlich Samstags- und Sonntagsdienste. Ich lade Sie ein, sich das einmal näher anzuschauen, aber ich kann Ihnen versichern: Das bedeutet nicht die Glückseligkeit, um diese Uhrzeit, wissend, ich hätte ein freies Wochenende, zu erfahren: Ich muss trotzdem hineinhüpfen. - Dass sich dann auf Grund von bestehenden Betriebsvereinbarungen ganz einfach der Stundensatz erhöht, das ist nun einmal so! Das kann man aber nur wissen, wenn man in dieser Branche ein bisschen eine Ahnung hat, und diese spreche ich Ihnen ab! (Beifall bei der SPÖ.)  

Wir wollen auch, dass die Bediensteten, die dort beschäftigt sind - und es handelt sich hier, wie bereits gesagt wurde, zu 96 Prozent um Frauenarbeitsplätze, die bei Gott nicht wirklich hoch bezahlt sind und wo man nicht davon reden kann, dass man sich hier eine wirklich solide Einkommensstruktur schaffen kann, um irgendwelche Dinge zusätzlich zu finanzieren -, einigermaßen gut bezahlt werden. Das heißt, dass es natürlich auch Betriebsvereinbarungen gibt, die vorsehen, dass man mit einer gewissen Dauer der Betriebszugehörigkeit Steigerungen hat, die über die normalen Lohnerhöhungen hinausgehen. Wenn ich nun in einem Verein tätig bin - wie eben beispielsweise in jenem Verein, der heute schon oft zitiert wurde -, wo ein Drittel der Frauen über 50 Jahre alt ist und ein hoher Anteil der Beschäftigten bereits über zehn Jahre lang dort tätig ist, dann bedeutet das, dass diese lange Treue zu diesem Job einerseits durch einen höheren Stundensatz, den ich verdienen kann, belohnt wird, was andererseits aber die Gesamtkosten erhöht. Das ist nun einmal so! 

Sie stellen sich hierher und vergleichen diverse Vereine: Da ist es billiger und dort ist es billiger. - Es ist keine Frage: Es gibt in der Hauskrankenpflege einen Verein, der absolut billig ist. Aber schauen wir einmal hinter die Kulissen, schauen wir uns die Beschäftigungsverhältnisse an! Schauen wir uns auch an - und ich sage auch das sehr bewusst -: Wie viele der dort Beschäftigten sind nebenberuflich tätige Gemeindebedienstete? Wie viel wird von diesem Verein für Fort- und Weiterbildung aufgewendet? - Null! Warum? - Weil die Mitarbeiter dieses Vereins diese Fort- und Weiterbildung im Rahmen ihres Dienstverhältnisses mit der Stadt Wien mitmachen und der Verein sich das erspart. 

Der nächste Verein kann das nicht mehr. Der nächste Verein hat Vollbeschäftigte und muss in die Fort- und Weiterbildung investieren. Sie ist aber genau das, was wir wollen: Wir wollen diese permanente Fort- und Weiterbildung! 

Wenn man sich hier herstellt und sagt, man will gut ausgebildetes Personal, dann muss einem klar sein, dass es damit teurer wird. Darum sind auch die billigeren Vereine nachgezogen. Das ist nicht Jux und Tollerei, sondern das ergibt sich ganz einfach auf Grund dessen, was ich an Qualitätsstandard habe. Das, glaube ich, sollte man und muss man hier sagen. 

Ich möchte hier noch einmal festhalten, was ich im Kontrollausschuss schon gesagt habe: Es ist keine Frage, es gibt diesen ausgewiesenen Gewinn, und dieser ausgewiesene Gewinn - das habe ich auch gesagt - ist zurückbezahlt worden. (GRin Martina Malyar: ... Überschuss!) - Dieser Überschuss. - Er ist zurückbezahlt worden durch geringe, abgesenkte Stundensätze, die auf Grund der Kalkulation nicht mehr exakt kostendeckend sind. (GRin Dr Sigrid Pilz: Zur Gänze? Ist er zur Gänze ...?) Wir sind dabei! Im Jahr 2002 waren sie abgesenkt und im Jahr 2003 sind sie abgesenkt. Schauen Sie sich die Bilanz 2003 an und dann reden wir weiter! Tun wir uns bitte nicht, wenn man nicht weiß, wie dieses System funktioniert, irgendwo krampfhaft hineinkrallen! 

Das ist so wie bei der Aussage von Herrn Pfeiffer betreffend sozialistische Marktwirtschaft. Ich danke Ihnen dafür, Herr Pfeiffer, dass Sie die Caritas mit all ihren Verästelungen und das Wiener Hilfswerk der Sozialdemokratie zuordnen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das habe ich nicht gesagt!) Recht herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ. - Neuerlicher Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) Das ist überhaupt kein Unsinn! Wenn Sie, Herr Pfeiffer, die Geschichte der ÖVP, die Geschichte der christlichen Arbeitnehmer innerhalb der ÖVP kennen würden, dann würden Sie draufkommen, dass die von Ihnen, so hoffe ich, hoch geschätzte Landtagspräsidentin außer Dienst Hampel-Fuchs eine der größten Verfechterinnen dieses Systems war. Das müssten Sie wissen. Lernen Sie ein bisschen Geschichte! (Beifall bei der SPÖ. - Weiterer Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) 
Wir bieten den alten, kranken Menschen - den vorwiegend alten kranken Menschen; es sind leider auch einige jüngere darunter, die diese Dienste in Anspruch nehmen müssen - eine hervorragende Betreuung. Ich möchte, bevor ich auf diese hervorragende Betreuung zu sprechen komme, noch einmal auf einen Punkt zurückkommen, weil wir über Kosten geredet haben:

Ich sage das hier sehr bewusst - Sie wissen ja alle, wo ich beruflich herkomme -: Was hat dieser so genannte teure Verein vor drei Jahren gemacht? - Er hat die Betriebsvereinbarung gekündigt! Was bedeutet das Kündigen dieser Betriebsvereinbarung? - Das Kündigen dieser Betriebsvereinbarung - ob es mir jetzt gefällt oder nicht, ob das jetzt ein Vergnügen ist oder nicht; Sie können wahrscheinlich anwesende Betriebsräte fragen, was das für ein Vergnügen ist, wenn eine Betriebsvereinbarung gekündigt wird - erfolgte ganz einfach deshalb, um Kosten in den Griff zu bekommen! Ob uns das jetzt gefällt oder nicht! Seit drei Jahren bemüht man sich, einen Kollektivvertrag neu zu verhandeln, und solange dieser nicht vorliegt, ist auch einvernehmlich geklärt, dass die Kündigung der Betriebsvereinbarung ausgesetzt ist. Fakt ist, dass sich alle diese Vereine, die sich dieser Betriebsvereinbarung unterworfen haben, ganz egal, in welchem Segment sie tätig sind, sehr wohl dessen bewusst sind, was Kosten sind und dass diese Kostenstrukturen auch einigermaßen in Relation stehen müssen. Das, glaube ich, sollte man und muss man hier auch erwähnen. 

Ich habe schon gesagt, wir bieten den alten und kranken Menschen eine hervorragende Betreuung. Das ist die Kernaufgabe. Dass sie ständig angepasst werden musste und muss, ist selbstverständlich, und dieser Prozess der Evaluierung ist nicht umsonst. Was das Pflegegeld betrifft, so wurde von der Frau Stadträtin bereits erwähnt, dass wir die unmittelbare Sachleistung viel lieber hätten als das, was heute passiert. 

Ich möchte hier auch auf einen Punkt eingehen, den einzigen der von den GRÜNEN vorgebrachten Punkte, der übrig geblieben ist, nämlich die so genannte Unvereinbarkeit. Ich darf Sie in diesem Zusammenhang ganz offen fragen: Wo kommen Sie alle her? Wo kommen die grünen Mandatare her? - Die grünen Mandatare kommen aus Bürgerinitiativen, aus Vereinen, aus alternativen Schulen, die sie mitbegründet haben, aus alternativen Wohnbauprojekten, an denen sie beteiligt sind, und, und, und. - Ist das verboten, dass man sich engagiert, dass man in einem Bereich groß wird? (GR Mag Christoph Chorherr: Das hat ja niemand gesagt!) Was betreibt ihr hier in Wahrheit? - Ihr betreibt in Wahrheit - Frau Jerusalem macht das mindestens zweimal im Jahr - Lobbyismus für alternative Schulen. Es ist doch nichts anderes als das, was man tut, wenn man ehrenamtlich in einem Verein tätig ist. Es darf doch, wenn man in einem Verein - ich sage das jetzt sehr bewusst so, sie wird es verkraften - als Nobody beginnt und sich dort hinaufarbeitet und dort groß wird, auch nicht verboten sein, ein politisches Mandat anzunehmen! 

Frau Pilz hat gemeint, jemand, der Dienstleistungsverträge hat und irgendwo in einer Firma beschäftigt ist, sollte hier ausscheiden. Denken wir darüber einmal ganz kurz nach: Lieber Christoph Chorherr, ich schieße dich morgen aus diesem Gemeinderat hinaus, und zwar auf Grund einer ganz einfachen Geschichte: Irgendeine Firma, für die du Konsulent bist oder an der du beteiligt bist oder warst - ich konstruiere das jetzt -, bekommt einen Dienstleistungsauftrag von der Stadt Wien und du musst ausscheiden! - Habt ihr das wirklich durchgedacht, was ihr da meint? Habt ihr das total durchgedacht? (GR Mag Christoph Chorherr: Ja! - GRin Mag Sonja Wehsely: Schaut aber nicht so aus! - GRin Martina Malyar: Leider nein! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Leider nicht durchdacht!) 
Ein anderes Beispiel: Unter den anwesenden freiheitlichen Gemeinderäten gibt es einige, die Steuerberater sind. Diese dürften dann zum Beispiel in ihrer Kanzlei überhaupt niemanden vertreten, der irgendetwas mit der öffentlichen Hand zu tun hat. 

Oder: Wir haben einen unter uns anwesenden Apotheker. Dieser dürfte nicht beim Methadon-Programm der Stadt Wien mitmachen, denn dieses hat auch etwas mit Dienstleistung zu tun. 

Haben wir uns das, worum es hier geht, wirklich alles durchgedacht? - Lassen wir doch bitte die Kirche im Dorf oder die Kuh im Stall, so wie der Spruch lautet. Lassen wir das doch so! Es sind viele von uns Mandataren mit sozialen Fragen beschäftigt. Es sind viele von uns Mandataren in Organisationen ehrenamtlich tätig. Es sind einige hauptberuflich tätig. Es sind viele von uns Mandataren aber Lobbyisten von einer Vielzahl von Initiativen: Herr GR Mag Maresch war jetzt zwei Monate lang Lobbyist einer Bürgerinitiative in der Sensengasse, bei der es um ein mit öffentlichen Mitteln gefördertes Projekt geht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr habt eh nicht zugestimmt!) - Das ist nicht das Thema, sondern das Thema ist, dass du in Wahrheit, wenn du deine Logik durchdenkst, bei so etwas gar nicht mehr dabei sein darfst. Denkt doch ein bisschen nach! Ich will gar nicht wissen, bei welchen Vereinen Frau GRin Cordon überall tätig ist, und, und, und. (GR Mag Christoph Chorherr: ... Vorsitzende des Ausschusses! - Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) - Ich habe hier keine Blacklist. Eine solche habe ich nicht. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir finden in jedem Klub eine Vielzahl von Beispielen. Jeder von uns ist sehr bewusst und sehr stolz in Organisationen und in Bürgerinitiativen tätig. 

Ich frage die GRÜNEN zu diesem Punkt abschließend noch einmal: Wollen wir das amerikanische System, wo sich die Vereine um irrsinnig viel Geld Rechtsanwälte als Lobbyisten kaufen müssen, wo Abgeordnete gekauft werden, wo Mandatare eingekauft werden? Wollen wir dieses System auch nach Österreich übertragen? Wollen wir denn das wirklich? Ist das wirklich das, was ihr wollt? - Seien wir doch stolz darauf, dass es uns gelungen ist, in einem Sektor, der einer der wichtigsten Sektoren unseres städtischen Dienstleistungsangebots ist, eine Entwicklung herbeigeführt zu haben, angesichts deren wir sagen können: Wir versorgen die alten Menschen. Wir sind permanent dabei, dieses Angebot anzupassen. Wir sind auch permanent dabei, dieses System zu evaluieren, und darum gibt es ja diese neuen Leistungsverträge. Diese sind ja nicht vom Himmel gefallen, sondern diese neuen Leistungsverträge sind das Ergebnis dieses permanenten Evaluierungsprozesses, der von VBgm Dr Rieder eingeleitet wurde und von der Frau amtsführenden Stadträtin umgesetzt wird. Diese Leistungsverträge bieten jetzt weiterhin die Möglichkeit, Kosten vergleichbarer zu machen und besser in Relation zu bekommen. Das ist das Ziel, das wir haben, wobei wir nie das große Ziel vergessen: die Versorgung der armen, alten, kranken Menschen in dieser Stadt. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Bevor wir die Diskussion fortsetzen, gibt es tatsächliche Berichtigungen: Zuerst ist Herr GR Pfeiffer zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. Seine verbleibende Redezeit wären nur mehr 2 Minuten; für eine tatsächliche Berichtigung stehen ihm aber 3 Minuten zur Verfügung. - Herr Mag Chorherr, Sie wissen ja, ich passe immer auf, aber ich sage dennoch dazu: Normalerweise hätte Herr GR Pfeiffer nur 2 Minuten, aber in diesem Fall hat er 3 Minuten Redezeit.

Bitte, Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich lasse mir nicht in den Mund legen, ich hätte behauptet, dass das Soziale Hilfswerk von einer – das war sicher ein Versprecher - "sozialistischen Marktwirtschaft" - Sie haben wahrscheinlich "soziale Marktwirtschaft" gemeint - geleitet ist. Aber dass es von einer sozialistischen Planwirtschaft geleitet ist, das habe ich sicher nicht gesagt, sondern ich habe gesagt, dass das ganze System mit den Vereinen durch die sozialistische Planwirtschaft gesteuert wird. Diese sitzt sozusagen oben drüber wie eine Drude. Das ist es, was ich gesagt habe. - Dies sei hier nur als sachliche Berichtigung festgehalten. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das war jetzt nicht schlüssig!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Chorherr zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Redezeit: 3 Minuten.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende!

Ich erlaube mir, Herrn GR Hundstorfer wie folgt tatsächlich zu berichtigen:

Herr GR Hundstorfer hat gesagt, wenn er wollte, könnte er, unsere Überlegungen zu Ende gedacht, mich morgen hier hinausschießen - den Ausdruck "schießen" korrigiere ich hier nicht; ich weiß schon, wie das gemeint ist -, denn mit meinen verschiedenen Konsulenten- und sonstigen Tätigkeiten wäre das nach unseren Vorstellungen unvereinbar. 

Herr Kollege Hundstorfer! Der Klubobmann unterliegt der Unvereinbarkeit, und darum ist es mir eben nicht möglich, Konsulent, Geschäftsführer und anderes zu sein! Da gibt es gute Gründe dafür. Man sollte aber darüber nachdenken, warum der Klubobmann einer Oppositionspartei ein Berufsverbot hat - wozu ich stehe -, aber die Vorsitzende des Gesundheitsausschusses gleichzeitig bezahlte Geschäftsführerin eines Vereins sein können soll, für den sie um Mittel ansucht. Und genau das soll der Antrag: Er soll bewirken, dass moderne Unvereinbarkeiten, die bei vernünftiger Betrachtung gegeben sind, festgestellt werden. 

Gerade das falsche Beispiel, das Herr GR Hundstorfer gebracht hat, zeigt, dass er nicht begriffen hat, worum es dabei geht. Es ist doch völlig absurd, zu sagen, wenn jemand eine Bürgerinitiative unterstützt, dann sei das unvereinbar oder könnte das nicht gehen. Wir haben uns das gut überlegt, aber es geht nicht an, dass diejenigen, die als Regierungspartei kontrollieren und über Subventionen entscheiden sollen, gleichzeitig geschäftsführende bezahlte Funktionäre ebendieser Partei sind. Das hat mit einer modernen Zivilgesellschaft nichts zu tun! Man soll auch weiter in Vereinen tätig sein, man soll auch weiter in der Zivilgesellschaft tätig sein, aber diese unzumutbaren Unvereinbarkeitsbedingungen, die versteht außer der SPÖ in Wien niemand! Niemand versteht, dass man bei derselben Person ansuchen kann, die man selbst ist. Das versteht niemand! Und solange ihr das nicht ändert, werdet ihr in größte Probleme kommen. 

Herr GR Hundstorfer hat offensichtlich nicht begriffen, worum es dabei geht. Das falsche Beispiel, das ich korrigieren musste, zeigt das nur. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Dr Pilz zum Wort gemeldet. Es ist dies ihre zweite Wortmeldung. Ihre restliche Redezeit beträgt 10 Minuten.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Wo ist denn Herr Kollege Hundstorfer jetzt hinverschwunden? - Das ist aber schade, dass er sich nicht mehr im Saal befindet. (GR Rudolf Hundstorfer - hinter den Bankreihen der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats stehend -: Da!) - Oh, da ist er! Gut. Ich freue mich, dass er da ist.

Herr Kollege Hundstorfer! Sie können davon ausgehen, dass ich mich mit der Materie beschäftigt habe (Rufe bei der SPÖ: Aber nicht genug!), aber nicht nur ich: Es hat sich auch Andersen damit beschäftigt und es hat sich auch das Kontrollamt damit beschäftigt. Ich lese Ihnen im Folgenden vor, was Sie sicher ohnedies kennen, aber hier in Abrede stellen. Sie meinen - und damit drücken Sie schon auf eine Tränendrüse -, dass das Personal dran glauben müsste, was seine Rechte und seine Bezahlung, was Gerechtigkeit und ordentliche Arbeitssituationen betrifft, wenn wir hier gleiche Leistung für gleiche Arbeit einfordern. Ich lese Ihnen aus der Andersen-Studie Folgendes vor: 

"In keinem erkennbaren Zusammenhang, weder mit der Qualität der Leistungserbringung noch mit den Kosten, steht die von der MA 47 vorgenommene Zuteilung von 'Kontingenten'. ... Für die leistungserbringenden Organisationen ist sowohl der aktuelle Vergabemodus als auch das Vergabesystem in hohem Ausmaß intransparent und nicht nachvollziehbar." - Und dann weiter: "Einer der leistungserbringenden Organisationen wird für dieselbe Leistung der dreifache Betrag gewährt, der einer anderen Organisation zugestanden wird. Eine derartige Abweichung" - Herr Kollege Hundstorfer, folgen Sie mir noch? - "kann nicht mit unterschiedlichen Personalkosten begründet werden. ... Die dargestellten Differenzen, Herr Kollege Hundstorfer" - da steht "Kollege Hundstorfer", das ist eine Klammer von mir - "sind als Indiz für strukturelle Defizite zu werten."

Glauben Sie nicht mir - ich halte das aus -, glauben Sie den Fachleuten und glauben Sie dem Kontrollamt, denn auch das Kontrollamt sagt, dass die Heimhilfen in allen Organisationen annähernd gleich bezahlt werden. Kommen Sie mir nicht damit, dass Sie glauben, Sie können hier Stimmung machen, indem Sie behaupten, wir würden hier Sozialdumping, Neoliberalismus oder andere Formen der Missachtung der Rechte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen betreiben. Schauen Sie hin und erklären Sie mir, Herr Kollege Hundstorfer - ich bin dafür, dass alle möglichen Leute sich in Vereinen engagieren, ich bin dafür, dass Frau StRin Landauer ehrenamtlich tätig ist -, wieso eine solche Tätigkeit denn ausgerechnet in der Organisation stattfinden muss, die beim eigenen Ausschuss, im eigenen Wirkungsbereich Dienstleistungsverträge abschließt! Engagieren Sie sich woanders, es gibt andere Fälle! 

Und: Frau Kollegin Dr Neck-Schaukowitsch ist in einer unerträglichen Weise in ihren eigenen Angelegenheiten unvereinbar verquickt. Sie schließt mit sich selbst Leistungsverträge ab. Haben Sie in der Sozialdemokratie niemand anderen, der das machen kann? Müssen Sie ausgerechnet den größten Lobbyisten zum eigenen Vorsitzenden im eigenen Ausschuss machen? - Das hoffe ich doch, dass Sie das nicht nötig haben!

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen, weil Frau StRin Pittermann gemeint hat, Sie sorgen für ausreichende, gute und finanzierbare Qualität bei den betreuten Personen: Frau Stadträtin! Sie sollten einmal in ein Gesundheits- und Sozialzentrum gehen und mit den Leuten reden, wenn Sie sich nicht fürchten müssen - wenn Sie sich nicht fürchten müssen, dass die Dinge, die Sie sagen, gegen Sie verwendet werden. Es gibt nämlich Beschwerden auch in Bezug auf Organisationen im sozialdemokratischen Einflussbereich. Na, was passiert denn mit solch einer Beschwerde? - Eine diplomierte Schwester aus einem Stützpunkt gibt sie weiter und sie landet natürlich in der Hierarchie letztlich bei derselben Person, gegen die sie gerichtet ist. Wenn Frau Dr Neck-Schaukowitsch Leistungserbringerin und letztlich auch die kontrollierende Instanz ist, dann ist es besser, man beschwert sich nicht. Auch das ist ein Faktum. 

Frau Stadträtin, Sie haben auch davon gesprochen, dass die Dinge für die Menschen leistbar sind. - Das Pflegegeldgesetz sieht zum Beispiel - und jetzt bringe ich Ihnen ein kleines Rechenbeispiel - vor, dass jemand, der sich in Pflegegeldstufe 2 befindet - und das ist ein üblicher Fall für ambulante Dienste -, 75 Stunden im Monat Betreuungsbedarf hat. Das hat ein Arzt ausgerechnet, der von der Pensionsversicherung damit beauftragt wurde. Folglich würde man als Angehöriger meinen, dass jetzt jemand von der Gemeinde Wien, von einem dieser ambulanten Dienste für 75 Stunden kommt und pflegt. - Der Fall ist ein ganz anderer: Um dieses Geld - das sind im konkreten Fall, bei Pflegegeldstufe 2, 268 EUR Pflegegeld bei einer Pension von 800 EUR - kommen diese Dienste mitnichten 75 Stunden, sondern bloß - ich habe hier eine Liste, die in den Gesundheits- und Sozialzentren ausgegeben wird - 33 Stunden. Das ist weniger als die Hälfte. Nur wenn hartnäckig nachgebohrt und groß argumentiert wird, kann man sich auf 51 Prozent "hinaufdienen", und zwar über eine Teamleitung des GSZ, die das verordnen kann, und nur in der MA 47 können mehr als 51 Prozent an Stunden vergeben werden. 

Wenn Sie jetzt argumentieren, dass man sich ja den Rest, der auf die der jeweiligen Pflegegeldstufe entsprechende Stundenanzahl fehlt, selbst kaufen kann, dann muss ich Ihnen sagen: Schon bei diesem Rechenbeispiel sind rund 80 EUR aus der eigenen Pension draufgebuttert. - Behaupten Sie also nicht, dass Sie mit diesen Tarifen die Leute adäquat versorgen! Diese hohen Tarife, die dazu führen, dass man weniger als diese 75 Stunden bekommt, sind darin begründet, dass die Organisationen eben so teuer sind. 

Seien Sie gerecht zu den Menschen, seien Sie gerecht zu den Organisationen, seien Sie gerecht zu allen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen und bevorzugen Sie nicht die, die in sozialdemokratisch geführten Organisationen tätig sind! Das ist einer Stadträtin nicht würdig. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Hahn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist heute, glaube ich, schon hinreichend über die Qualität, die unbestrittene Qualität der Versorgung in diesem Bereich in unserer Stadt gesprochen worden. Es wird hier auch, glaube ich, niemand wirklich sagen wollen, dass das nicht der Fall ist, nur: Die ständige Diskussion, die wir hier führen - nicht zum ersten Mal und wahrscheinlich auch nicht zum letzten Mal -, ist sozusagen das ewige Ringen darum, dass dieses Leistungsniveau auch in der Zukunft sichergestellt werden kann. Dazu ist es unabdingbar, dass man sich von Zeit zu Zeit die Fragen stellt und stellen lässt: Sind die Leistungen, wie wir sie in der jetzigen Form erbringen, noch zeitgemäß, noch adäquat? Kann ich auf etwas verzichten, weil ich woanders etwas anderes brauche? Irgendwo sind ja die finanziellen Möglichkeiten nach oben hin im Großen und Ganzen gedeckelt, und ich kann eben nur durch intelligente, vernünftige, den zeitgemäßen Erfordernissen angepasste Veränderungen sicherstellen, dass ich neuen Anforderungen gerecht werden kann.

In diesem Sinne ist einzumahnen - und das ist in erster Linie an Sie, Frau Stadträtin, adressiert, weil ich nicht glaube, dass das von den Organisationen untereinander bewerkstelligt wird, sosehr sie sich auch, das muss man konzedieren, im Rahmen des Dachverbands darum bemühen -: Wir brauchen einheitliche Qualitätsstandards - diesbezüglich gibt es ja schon durchaus vernünftige Ansätze - und die Konsequenz dieses einheitlichen Qualitätsstandards müsste dann die Normkostenstunde für die diversen zu erbringenden Leistungen sein. Wenn das gegeben ist, dann, glaube ich, haben wir eine Art von Transparenz, die eine Diskussion wie die heutige und möglicherweise auch einen Kontrollamtsbericht wie den vorliegenden obsolet erscheinen lässt. 

Das ist also die Aufgabe, und da bitte ich Sie, da fordere ich Sie auf, Frau Stadträtin: Machen Sie Dampf, damit diese Qualitätsstandards definiert werden und, daraus abgeleitet, entsprechende Normkostenstunden festgelegt werden, die dann für die Organisationen den Effekt haben sollten, dass sie über jeden Verdacht erhaben sind, sich irgendwo einen Groschen oder einen Cent zur Seite zu legen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte in diesem Zusammenhang aber auch etwas anderes klar und deutlich sagen, und ich stehe auch nicht an zuzugeben, dass es auch im großen Dunstkreis meiner Gesinnungsgemeinschaft Leute gibt - nicht in Wien -, die durchaus eine gewisse Faszination an dem Pflegescheck finden. Ich darf aber sagen, dass das für uns eine nicht brauchbare Lösung ist. Ich habe schon Verständnis dafür, dass sich da Organisationen eine Marktabsicherung schaffen wollen - das ist ja durchaus legitim -, nur: Die ursprüngliche Idee - und diese halte ich nach wie vor für gut, für brauchbar und für richtig - des Pflegegeldes war, dass damit den Betroffenen Geld zur Verfügung gestellt wird, das sie nach ihrem Ermessen verwenden sollen: entweder dafür, dass sie sich professionelle Hilfe kaufen, oder aber auch dafür, dass sie Verwandte, Angehörige oder Freunde, die ihnen helfen, dafür in einer gewissen Weise auch entlohnen oder entschädigen. 

Nun weiß ich und wissen wir, dass es hier mitunter Effekte, Phänomene und Entwicklungen gibt, die wir alle nicht goutieren, aber unterm Strich, alles in allem gesehen, ist es, so sage ich, das wertvollere Gut für den Einzelnen, das Geld zur Disposition zu haben und darüber entscheiden zu können, als wieder einen Scheck zu bekommen und sich nur an ausgewählte Adressaten wenden zu können, um diesen Scheck einzulösen. Es muss unser Anliegen sein, auch wenn wir gerade die Ehrenamtlichkeit und die Freiwilligenarbeit forcieren, dass wir genau mit diesen Möglichkeiten, wie sie das Pflegegeld bietet, auch die Voraussetzung dafür schaffen, dass Angehörige oder Freunde auch in Zukunft in diesem Bereich tätig werden können und dafür etwas bekommen. (Beifall bei der ÖVP.)
Das, was allerdings - und das ist ja Gegenstand der Debatte - die Andersen-Studie ganz deutlich aufzeigt, sind die demographischen Entwicklungen und auch die Entwicklungen, die sich bei diversen Krankheiten, auch was deren Breite betrifft, abzeichnen, und aus diesen gilt es entsprechende Konsequenzen zu ziehen. Diese Konsequenzen können nur darin bestehen, dass wir uns um eine nachhaltige Verlagerung von stationären zu teilstationären oder ambulanten Leistungen bemühen. Darum müssen wir uns bemühen, darum müssen wir ringen. Da ist die Führungs- und Gestaltungskompetenz von Ihnen, Frau Stadträtin, gefordert. Wir brauchen diese Verlagerung, denn wir brauchen Pflegeeinrichtungen, stationäre Pflegeeinrichtungen - die tatsächlich, wie es ja der demographische Befund zum Ausdruck bringt, notwendig sein werden -, um den Erfordernissen gerecht zu werden und um die Nachfrage zu befriedigen. Daher ist es notwendig, dass wir Personen, die in Wahrheit heute in der stationären Pflege nichts verloren haben, aus dem Pflegebereich herausbekommen. Manchmal habe ich das Gefühl, dass wir zwar mit dem Begriff "Geriatriezentrum am Wienerwald" einen herrlichen Marketing-Trend gesetzt haben, aber da und dort gilt eben noch das alte Wort "Versorgung", und es gibt ja in unmittelbarer Nähe auch noch die Versorgungsheimstraße. Das Ziel muss in der Tat darin bestehen, dass sich in einem Pflegeheim wirklich nur mehr Personen ab der Pflegestufe 3 befinden. Wir haben das schon oft genug gesagt. 

Unabhängig davon könnte man sich wirklich nachhaltig bemühen, bei der Pflegestufenjustierung aktuell zu sein, zu registrieren, wann es Veränderungen gibt, und sicherzustellen, dass es hier zu einer Neuordnung der Pflegestufeneinteilung kommt. Wir haben das wiederholt gesagt. Ich glaube, dass hier in der Tat ein zusätzlicher finanzieller Benefit für die Stadt Wien - ich werde es in Schilling sagen, da klingt es noch etwas attraktiver - von 100 Millionen S pro Jahr gegeben ist, Geld, das man vom Bund abholen kann, im wahrsten Sinne des Wortes. Dazu wird es aber auch notwendig sein, dass die einzelnen Mitarbeiter vor Ort wissen, was sie gegenwärtig nicht wissen, nämlich in welcher Pflegestufe der Patient ist, denn nur so können sie registrieren, ob sich etwas geändert hat, und daraufhin dann eben Maßnahmen ergreifen, damit es zu Veränderungen kommt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich wieder einmal die Entwicklung eines Pflegeheimplans einmahnen. Wir wissen nun aus der Andersen-Studie, was die Erfordernisse in den nächsten Jahren sind, und darauf abgestellt brauchen wir einen Pflegeheimplan, der darauf schlüssige Antworten gibt. Wir brauchen auf der anderen Seite aber auch viel mehr Angebote im extramuralen Bereich, etwa bei betreuten Wohnformen für Senioren oder bei entsprechenden Tageszentren. 

Aber, meine Damen und Herren, das wirklich Sensationelle - jedenfalls aus meiner Sicht der Dinge - an der heutigen Veranstaltung ist, dass es auf Grund eines geradezu mystischen Zusammenwirkens zwischen den GRÜNEN und den Freiheitlichen der "Rathaus-Liebe-Gott" für würdig und recht befunden hat, die Andersen-Studie dem einfachen, gemeinen - eben im Sinne von "einfachen" - Abgeordneten, wenn er interessiert ist, zugänglich zu machen; eine Studie, von deren Existenz wir ja schon lange Zeit gewusst haben, die aber offensichtlich so unglaublich geheimnisvolle Dinge in sich birgt - als ich sie gelesen habe, habe ich zwar nicht diesen Eindruck gehabt, aber umso mehr verwundert es uns -, dass es durch Monate hindurch nicht möglich war, dieses "Geheim-Dossier" zu bekommen. Auf der offiziellen Version steht jedenfalls drauf, dass sie im August des Vorjahres fertig geworden ist. Wir haben in der Zwischenzeit in den Ausschüssen wiederholt nachgefragt, was mit dieser Studie ist, worauf man uns gesagt hat, Auftraggeber sei nicht die Geschäftsgruppe, sondern die Magistratsdirektion, und da gebe es diese Datenschutz- und Geheimhaltungsverpflichtung - ich weiß nicht, was. Den gordischen Knoten hat dann der "Rathaus-Liebe-Gott" gelöst - das ist ja auch seine Kompetenz - und er hat veranlasst, dass diese Studie ins Internet gestellt wird. Wobei auch hier Gottes Mühlen langsam mahlen und es, wie gesagt, von August bis jetzt gedauert hat und dieser Sondersitzung bedurfte, dass das möglich geworden ist. 

Wir haben die Studie vor einer Woche bekommen, und Sie werden verstehen, dass man sie nicht innerhalb einer Woche in aller Ausführlichkeit einer entsprechenden Würdigung und Betrachtung und Evaluierung, auch mit den eigenen Experten des Vertrauens, unterziehen kann. Das dauert. Unabhängig davon denke ich, dass darin so viele Erkenntnisse, Aufforderungen und Einmahnungen enthalten sind, dass man sich dieser Sache intensiver widmen sollte, und deshalb bringen wir hier und heute einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, in dem wir die Einsetzung einer gemeinderätlichen Kommission beantragen, die eben die Analyse dieser Andersen-Studie mit den daraus schlusszufolgernden Konsequenzen zur Aufgabe hat. Diese Kommission sollte aus Mitgliedern des Gemeinderats bestehen, aber auch die Möglichkeit schaffen, dass Experten zu den Beratungen eingeladen werden. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir um die sofortige Abstimmung.

Ich darf also bitten, dass Sie diesem Antrag beitreten. Es ist höchst an der Zeit, wie gesagt. Die Studie gibt es ja schon lange Zeit. Sie sollte nicht schon wieder unaktuell werden, ohne dass man sie irgendeiner Würdigung unterzogen hat.

Nochmals, Frau Stadträtin: In der Analyse und auch in manchen Konsequenzen sind wir durchaus einer Meinung. Wo die Kritik immer wieder stattfindet, ist, dass das Tempo, die Leidenschaft, der Veränderungswille nicht so gegeben sind, wie wir das einfach für notwendig erachten. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Wenn heute neben der Mitteilung der Frau amtsführenden Stadträtin offensichtlich als Hauptthema die Andersen-Studie besprochen wird, so ist es für mich schon symptomatisch für die Gemeinde Wien, für die Mehrheitsfraktion in diesem Hause, dass dies eigentlich nur auf Grund einer Indiskretion überhaupt möglich geworden ist, weil die Verantwortlichen ja keine Veranlassung gesehen haben, diese Studie auch den Oppositionspolitikern freiwillig zur Verfügung zu stellen. 

Als einer, der seinerzeit mit dabei war, freut es mich, dass diese Studie auch Hinweise enthält auf das 1993 verabschiedete Programm "Hilfe im hohen Alter". Interessant ist, dass die Studie diesbezüglich vermerkt, dass im Sinne dieses angesprochenen Programms eine flächendeckende Versorgung mit sozialen Diensten und Einrichtungen, also eine durchgehende Pflegekette grosso modo als erreicht angesehen werden kann. Nichtsdestotrotz darf aber hier kein Stillstand stattfinden, weil wir uns ja bewusst sein müssen, dass mit der weiteren Überalterung der Bevölkerung - drücken wir es vielleicht so aus - auch mehr Bedarf gegeben sein wird und wir uns ja jetzt schon anstrengen müssen, um diesen Bedarf in den nächsten Jahren und Jahrzehnten abdecken zu können. 

Aber wir sollten auch nicht übersehen, dass selbst diese Studie davon ausgeht, dass die notwendige Betreuung und Hilfe für ältere Menschen in Wien nicht nur von der öffentlichen Hand, sondern dass sie nur gesichert werden kann, wenn auch Familienmitglieder, Bekannte, Freunde, Nachbarn Betreuungsaufgaben wahrnehmen. Diese Tatsache ist ja allgemein bekannt und immer schon bekannt und wir müssen froh sein, dass nicht der gesamte Betreuungsbedarf von der öffentlichen Hand eingefordert wird. Und es ist uns ja auch bewusst, dass wir nicht diesen gesamten Betreuungsbedarf abdecken könnten.

Nichtsdestotrotz zeigt dieser Bericht Mängel, Kritikpunkte auf, die es Wert sind, in Zukunft Entscheidungshilfen zu sein, bei den Reformmaßnahmen, die ja permanent durchgeführt werden müssen. Und es ist verwunderlich für mich, dass die MA 47 anstelle zu sagen, okay, das wurde von außen überprüft, es wurden Kritiken aufgezeigt, es wurden Schwachstellen aufgezeigt, dass diese MA 47 hergeht und dazu eine Stellungnahme abgibt, die dann noch dicker ist, als die Andersen-Studie an und für sich. 

Wenn man sich die Stellungnahme zum Bericht der Andersen-Studie genauer ansieht, so kann man vereinfacht feststellen, dass man eigentlich wenig Handlungsbedarf sieht, und es entspricht ja auch der Vorgangsweise, die erzählt wurde, als seinerzeit der Kontrollamtsbericht vorgelegt wurde, wo man mehr oder weniger dies mit wenig Diskussion abhandeln wollte.

Aber ich glaube, wir müssen einfach zur Kenntnis nehmen, dass hier - und ich denke jetzt nur an nötige Reformen, an Schnittpunkte, an Strukturprobleme - gezweifelt wurde, dass man überlegen sollte, wie man sie in Zukunft besser handhaben kann.

Mit der Einführung des Pflegegeldes wurde seinerzeit in Österreich ein Meilenstein gesetzt, und wir können uns erinnern, die damals schon aktiv waren, dass sich Österreich im internationalen Vergleich ziemlich zeitig dieses Themas angenommen hat, dass das Gesetz zu einem Zeitpunkt verabschiedet wurde, wo in den Nachbarländern die Diskussion noch im Anfangsstadium war. Es hat natürlich Änderungen mit sich gebracht, und es hat sicherlich auch mitgeholfen, dass der Druck auf die öffentlichen Heime nicht so stark zugenommen hat, wie man vorher noch befürchten konnte. Und es hat eine wesentliche Änderung gebracht, nämlich dass die vorher erbrachten Sachleistungen ab diesem Zeitpunkt sozial gestaffelt, das ist schon gut, aber gegen Entgelt geleistet wurden. Es konnten viel mehr Mittel dafür aufgebracht werden, dass man die ambulante, die Betreuung zu Hause in vermehrtem Maße in Anspruch nehmen konnte.

Nichtsdestotrotz ist natürlich weiterhin die öffentliche Hand aufgefordert, hier finanziell unterstützend einzugreifen, weil das Pflegegeld allein dies nicht abdecken kann.

Ich möchte hier zurückkommen auf die Wortmeldung einer meiner Vorrednerinnen. Frau GRin Dr Pilz hat versucht, anhand der 75 Stunden für die Pflegestufe 2 zu sagen, dass hier nicht alles abgedeckt wird, nämlich der ganze volle Preis abgedeckt wird. Das weiß ein jeder, das ist vollkommen klar. Aber ich glaube, das kann auch nicht sein, wenn man sich bewusst ist, was Pflegestufe 2 heißt. Wenn ich sage 75 Stunden, es geht sich nicht aus, wenn man die genauen Vorgangsweisen kennt, aber sagen wir aufgerundet 80 Stunden durch vier Wochen sind 20 Stunden wöchentlich. Das heißt, diese betreute Person würde drei Tage in der Woche den ganzen Tag jemand haben. Das, glaube ich, ist auch nicht möglich. Es gibt einen differenzierten Anfall, manchmal weniger, manchmal mehr, ist jemand krank, ist er gerade nicht krank. Und seien wir auch ehrlich: Menschen in der Pflegestufe 2 sind Gott sei Dank zum Teil auch noch so mobil, dass sie zum Beispiel am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Also ich glaube, man darf nicht die Stunden so umrechnen, wie Sie es gemacht haben, obwohl es natürlich toll wäre, wenn das das Endziel wäre. Aber wenn man umrechnet, was dann die Ganztagsbetreuung kosten würde in der Pflegestufe 6 et cetera, so wäre das ja überhaupt nicht mehr zu finanzieren mit dem Pflegegeld allein. Ich glaube, da muss man schon zur Kenntnis nehmen, dass hier auch noch andere Mittel angezapft werden müssen, als die der öffentlichen Hand, natürlich auch private Mittel.

Also ich glaube, dass es trotzdem in diesem Zusammenhang nur recht und billig ist, dass die Gemeinde Wien dafür Sorge trägt, dass diese Leistungen, die hier angeboten werden, zu fairen Preisen erbracht werden, und ich glaube, dass es der Wiener auch von der Gemeinde Wien erwartet, dass ein einheitliches Niveau der Qualität angeboten wird, dass die Gemeinde Wien Sorge trägt, dass dieses einheitliche Niveau angeboten wird.

Aber der Titel der heutigen Sondersitzung, wie er von den GRÜNEN gewählt wurde, lautet ja: "Das Geschäft mit den Sozialen Diensten in Wien - Politiker/innen in unvereinbaren Doppelfunktionen". Das ist sicher ein interessantes Problem und ich glaube, auch ein sehr schwieriges Problem. Einerseits kann man ja davon ausgehen, dass die Bevölkerung, dass unsere Mitbürger erwarten, dass Politiker sich engagiert in der Gesellschaft bewegen, dass sie natürlich neben ihrer politischen Tätigkeit auch weiter aktiv sind. Und ich glaube, die Öffentlichkeit kann auch erwarten, dass Politiker ihre beruflichen Erfahrungen in dieses Haus einbringen. Darum halte ich es für gut, dass hier auch so eine breite Palette von Wienern und Wienerinnen sitzt, die aus den unterschiedlichsten Berufen kommen und aus den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Schichten, was immer das ist, die alle etwas anderes mitbringen und dann gemeinsam versuchen, einen Mix für uns alle zu erreichen, für unsere Wiener. Ich glaube, das ist sehr, sehr wichtig.

Und ein anderer Punkt ist natürlich, dass der Politiker auch verpflichtet ist, so objektiv es nur möglich ist, die wirtschaftlichen Entscheidungen in diesem Hause zu treffen. Es ist selbstverständlich für mich, dass hier ein Zusammentreffen von Interessen stattfindet, und es betrifft ja nicht nur die heute und im Vorfeld dieser Sitzung angesprochenen Personen. Dies betrifft viele andere auch in diesem Saal, und ich glaube, in Wirklichkeit, wenn wir ehrlich sind, trifft es ja einen jeden von uns 100 Gemeinderäten und den Stadträten. Ich glaube, dass es sehr, sehr schwierig ist, hier einen genauen Strich zu ziehen. 

Aber ich verweise in diesem Zusammenhang, weil ja der Antrag von den GRÜNEN gekommen ist, nur auf die Betroffenheit, die an und für sich Frau GRin Ringler gehabt hat, die ja seinerzeit als Chefin des Public Netbase einen Verein gehabt hat, der, warum auch immer, in die roten Zahlen gekommen ist. Da hat sie die Führung abgegeben. Sie ist hereingewählt worden und ist hier damals konfrontiert worden damit, dass sie einer Subvention zustimmen soll, gemeinsam mit Frau VBgmin Laska, die die Schulden des Vorjahres abdeckt. Also ich glaube, auch hier ist eine gewisse Befangenheit gegeben, der wir uns stellen müssen. 

Es gibt aber viele andere Unvereinbarkeiten und das soll man schon auch hier deponieren: Diese Unvereinbarkeit, die heute hier angesprochen wurde, ist keine rechtliche Unvereinbarkeit, denn das ist genau geregelt. Wir haben einen Unvereinbarkeitsausschuss, wo wir solche Dinge zu melden haben. 

Aber genauso, wie heute hier mit dieser Sitzung Personen angesprochen wurden, die hauptamtlich oder ehrenamtlich in sozialen Vereinen tätig sind, in sozialen Vereinen, die im Auftrag der Gemeinde Wien Leistungen erbringen, sind auch viele andere betroffen. Ich denke nur an mich selbst. Ich bin - im Auftrag der Gemeinde ist das sogar - im Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt, im Vorstand des Kuratoriums für Jugendwohnhäuser, im Vorstand der Häuser zum Wohnen. Ich bin zwar Delegierter der Gemeinde Wien, aber wenn es darauf ankommt, bin ich trotzdem eigenverantwortlich in meiner Entscheidung. Und ich bin darüber hinaus auch in anderen Bereichen tätig. Ich bin zum Beispiel Mitglied im Theater Akzent und auch hier könnten eines Tages Entscheidungen anfallen, die mit größter Vorsicht und Behutsamkeit gefällt werden müssen. 

Es gibt auch andere Befindlichkeiten, die man vielleicht als unvereinbar bezeichnen könnte. Ich weiß zum Beispiel nicht, in welchem Verhältnis Herr Klubobmann Chorherr - nur als Beispiel - zu den Organisatoren der Gratisfahrräder steht. Aber er hat sich für mich immerhin in dieser Sache irrsinnig engagiert und extrem informiert gezeigt und daher sage ich ihm ein besonderes Engagement und Insiderwissen nach und auch eine gewissen Befangenheit, wenn er hier darüber zu entscheiden hat. (GRin Dr Sigrid Pilz: Er steht in keinem Verhältnis zu ihnen!) Nein, ich habe es ja nicht behauptet, ich sage es nur. Aber es gibt gewisse Dinge, wo wir auch darüber nachdenken müssen, wo hört das auf.

Oder wenn zum Beispiel die Schulen im Alternativbereich subventioniert werden, ist auch oft feststellbar, dass es da ein gewisses Naheverhältnis gibt. 

Ich behaupte jetzt nicht, dass das alles schlecht ist, sondern man muss sich bewusst sein, dass wir hier vor Entscheidungen stehen, die wir mit Akribie fällen müssen. 

Und weil es angesprochen wurde, möchte ich hier schon feststellen, dass Frau StRin Landauer zwar Obfrau eines Vereins ist, aber als Stadträtin hier im Gemeinderat der Subvention nicht zustimmen kann und dass sie, wenn der Akt im Stadtsenat ist, den Saal verlässt. Und ich kann mich zurückerinnern: Als Frau GRin Lapp seinerzeit als Vorsitzende des Sozialausschusses einen Akt gehabt hat - sie war, glaube ich, die Obfrau des Jugendhilfswerks oder so -, hat sie auch den Vorsitz abgegeben und einen anderen den Vorsitz machen lassen, damit sie das nicht selbst macht. Also, man kann die ganzen Dinge lösen, aber man muss nur versuchen, das so objektiv wie möglich zu machen. 

Was ich damit sagen will: Es ist einerseits unmöglich, dass die Gemeinde Wien nur Vereine und Institutionen unterstützt, die partout überhaupt nichts mit Politikern zu tun haben. Und auf der anderen Seite ist natürlich auch darauf zu achten, dass hier nicht der Eindruck entsteht, dass jene Vereine, die Politiker auf ihrer Seite haben, und dann vielleicht noch jene Vereine, die Politiker der Rathausmehrheit auf ihrer Seite haben, besser behandelt werden. Wir wissen alle, dass es hier keinen eindeutigen Schnitt geben kann und dass es schwierig ist, es immer vollkommen für jeden transparent zu halten. Aber die Bemühungen müssen jedenfalls dorthin gehen, dass die größtmögliche Transparenz erreicht wird. 

Und ich glaube, man muss auch ohne weiteres sagen: Es kann ja nicht sein, dass Politiker Berufsverbot haben. Nur weil sie Gemeinderäte sind, sollen sie jetzt ihren Beruf aufgeben. Vielleicht sollte man hier sogar auch ins Kalkül ziehen, dass einer vielleicht gerade deshalb Politiker geworden ist, weil er in seinem Beruf so erfolgreich ist und er eine Bereicherung für seine Fraktion ist und sie darum hergegangen ist und ihn hier hereindelegiert hat. 

Die Frau amtsführende Stadträtin hat heute gesagt, und das war dann so ein Gegensatz: Sie hat sich vehement dagegen gewehrt, dass hier der freie Markt angesprochen wird beim heutigen Thema, und hat nur auf die Solidarität hingewiesen. Ich glaube, es ist auch nicht ganz ein Schwarz- oder Weißmalen. Ich glaube, es ist ganz gut, wie es in Wien ist. Es ist ganz gut, dass es hier eine Vielfalt von Anbietern gibt. Ich bin mir natürlich schon sicher: Es wäre viel einfacher für die Gemeinde Wien, wenn sie nur einen Anbieter hätte, denn dann brauchte sie nur mit einem zu reden, dem könnte sie diktieren, den könnte die Rathausmehrheit beherrschen, da gäbe es überhaupt kein Problem. Es ist ganz gut, wenn hier eine Vielfalt vorhanden ist. Nur, wie der Kontrollamtsbericht und die Andersen-Studie gezeigt haben, wird ja diese Vielfalt doch nicht für uns, vielleicht nur für uns Oppositionspolitiker, aber für eine breitere Öffentlichkeit nicht so transparent gehandhabt, dass man sagen kann: Diese Transparenz ist optimal. Wenn man die Andersen-Studie nimmt, dann sind ja nur so Wörter drinnen, wie "transparent" und "nicht nachvollziehbar", "künstliches Abhängigkeitsverhältnis von der MA 47". In Kenntnis der unterschiedlichen Sätze hätte man geglaubt, es kommen die billigen dran. Es ist im Gegenteil so, dass die Vereine, die zu höheren Stundensätzen anbieten, sogar ein steigendes Kontingent haben. Also, das ist vielleicht einiges, das aufklärungsbedürftig ist, das besprechenswert ist, das reformwürdig ist. Das sollte man in der Zukunft angehen. 

Daher zwei Forderungen am Schluss, die, glaube ich, legitim sind und denen man auch nachkommen sollte, nämlich dass in Zukunft gewährleistet wird, dass der Kauf der Dienstleistungen durch die Gemeinde Wien zu transparenten Preisen wie nur möglich breitflächig durchgeführt wird. Und die zweite Forderung ist, dass der Kontrollamtsbericht und die Andersen-Studie gewissenhaft aufzuarbeiten sind und die Konsequenzen, soweit sie sinnvoll erscheinen und möglich erscheinen, auch so schnell wie möglich zu ziehen sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau GRin Malyar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Das Geschäft mit den Sozialen Diensten" und so weiter und so fort, das Thema ist ja bekannt. Faktum ist: In Wien werden zirka 30 000 Männer, Frauen und auch Kinder in den eigenen vier Wänden bestens betreut, versorgt und gepflegt. Dabei ergeben sich, wie auch jeder Arbeitsmarktexperte und jede Arbeitsmarktexpertin weiß, und das wird ja sehr oft herausgestrichen, Tausende Berufe im Gesundheitswesen. Das ist auch eine der arbeitsmarktpolitischen Möglichkeiten, vor allem für Frauen, vor allem für niederschwellige, aber auch für qualifizierte, Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen.

Und ich möchte in aller Schärfe zurückweisen, dass es hier einen Rebbach für irgendeinen Verein, für irgendeine Partei vielleicht gibt, was Sie ja in Wirklichkeit offenbar damit unterstellen wollen, sprechen wir die Sachen nämlich wirklich an, wie Sie es offenbar meinen, sondern unsere Leute in Wien lassen unseren Bürgerinnen und Bürgern die Hilfe bestmöglich angedeihen und stellen sie zur Verfügung, wie sie auch, unserer Meinung nach, ein Recht darauf haben. Und auf das bin ich stolz, dass das in Wien passiert, mit Hilfe aller politischen Parteien. (Beifall bei der SPÖ.)

Natürlich geht es auch darum, dass die Menschen bestmöglich in den eigenen vier Wänden so lange wie möglich oder dann auch in den Pflegeheimen betreut werden, das ist ja keine Frage. Ich habe nur absichtlich das arbeitsmarktpolitische Argument wirklich einmal in den Vordergrund gestellt, weil auf das andere sowieso schon eingegangen wurde. Ich weiß, dass wir uns in dieser Frage politisch höchstwahrscheinlich treffen werden, und zwar mehr als in den anderen Unterstellungen, die dann aus dem Kontrollamtsbericht herausgelesen wurden. 

Das Historische an den Vereinen, auch an den Wiener Sozialdiensten, hat Frau StRin Pittermann abgehandelt, auf das möchte ich gar nicht eingehen. Aber es geht schon auch darum, wie nach dem Krieg die Betreuung der Menschen langsam aufgebaut wurde. Da kommen noch Dinge dazu, wie Zerschlagung der Großfamilie oder der Tod durch den Krieg. Es sind ja nicht nur ganze Familien leider ausgerottet worden, sondern es sind plötzlich die alten Leute ohne ihre Kinder dagestanden. Gerade die jüdischen Bürgerinnen und Bürger in Wien, die wenigen, die den Holocaust überlebt haben, waren ja Betroffene davon, und auch für die war es zum Beispiel ganz wesentlich, dass christliche, jüdische, aber auch sozialdemokratische Frauen geschaut haben, dass man für diese Menschen, für unsere Bürgerinnen und Bürger, ein gutes Betreuungssystem aufbaut, wenn sie sich selbst nicht mehr so helfen können, wie sie es eigentlich brauchen. 

In dem Zusammenhang - es wird Ihnen sicher etwas sagen, weil Sie ja gesagt haben, Sie haben sich mit der Materie beschäftigt - möchte ich von dieser Stelle aus zum Beispiel eine ehemalige Gemeinderätin, eine Pionierin in der Betreuung zu Hause, hervorheben, die sich "Wheels on Wheels" in England angeschaut hat nach dem Krieg und die mittlerweile eine alte, betagte Frau ist, nämlich die Frau Hella Hanzlik. Mit aller Ehrfurcht an dieser Stelle sei ihr stellvertretend für alle Pionierinnen, für alle Frauen, egal von wo sie kommen, aber eben auch von sozialdemokratischer Seite - ich kann Ihnen nicht helfen, dass es die Grünen damals noch nicht gegeben hat -, gedankt. Da muss man sagen: Hochachtung vor diesen Frauen. Ich bin stolz auf sie, und sie sind unsere Vorbilder, auch heute noch, jede einzelne. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein wesentlicher Gesichtspunkt, und da unterscheiden sich natürlich jetzt schon Weltanschauungen. Da unterscheidet sich schon zum Beispiel ein christlich-sozialer Ansatz mit viel Ehrenamtlichkeit für die gut betuchten Bürgersfrauen, die dort ihre Tätigkeit finden. Ehrenhaft, alles okay. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Na ja, man muss oft mit Klischees arbeiten, sonst ist ja das ein schrecklicher Vormittag. Also, ich denke mir, da gibt es eben diesen einen Ansatz. Soll mir recht sein. Ich bin für Pluralismus, ich bin für Vieltätigkeit, ich bin für möglichst viele Angebote, und deswegen freut es mich, wenn wirklich von allen sozialen, weltanschaulichen, historischen Ecken Leute kommen und Vereine gründen, die sich auch bereit erklären, in diesen sozialen Dienstleistungssektor einzusteigen. Und Sie werden lachen: Ich bin sicher auch dafür, wenn die Grünen sagen oder nahe stehende Personen - und die gibt es ja auch, da brauchen wir nur zu reden über das Maimonides Zentrum zum Beispiel, das wird doch sicher von Ihnen sehr stark unterstützt, oder das MUK, oder was es gibt, auch von Ihren Vorgängerinnen im Gesundheitsausschuss weiß ich das -, sie setzen sich ja Gott sei Dank auch ein für soziale Anbieter und Vereine in Wien. Oder soll dieses Kopfschütteln jetzt bedeuten, dass Sie sich davon distanzieren wollen? Na, Gott sei Dank gibt es eben dieses soziale Engagement. Und ich muss Ihnen ehrlich sagen: Dieses Detail, ob man dann dort in einem Vorstand sitzt oder sozusagen außerhalb des Vorstands Lobbyismus betreibt, da gibt es einen ganz wesentlichen Unterschied. Wenn Sie nämlich im Vorstand sind, würden Sie mit Ihrem persönlichen Vermögen unbegrenzt haften. Und das muss man nämlich auch sagen, wenn man über die Verantwortung spricht. Da drücken Sie sich offenbar von der Verantwortung! (Beifall bei der SPÖ.) 
Und welches Geschäft meinen Sie, Frau Dr Pilz? Ich würde Sie wirklich ersuchen, das zu sagen, was Sie in Wirklichkeit meinen. Auf das bin ich eigentlich noch nicht draufgekommen. Ich würde Sie einladen, herauszukommen und zu sagen, was Sie meinen. 

Ich sage Ihnen, was ich glaube, was Sie meinen mit diesen Unterstellungen. Weil Kontrollamtsbericht lesen, ist eine Sache, Konsequenzen daraus ziehen, ist eine Sache, aber sozusagen die politische Reaktion und das Ausschlachten dessen, ist eine andere Sache. Wenn man die Homepages liest, ist mir persönlich nicht krummelig, sondern auch schlecht geworden, weil ich Ihnen, Frau Dr Pilz, und den Grünen diesen Stil, der mich in Wahrheit an einen Haider-Westenthaler-Stil erinnert hat, eigentlich - ich reiße mich sehr zusammen, sonst wäre ich vielleicht noch emotionaler geworden - nicht unterstellt hätte. (Beifall bei der SPÖ.) Und zusammenreißen, Frau Dr Pilz, ist etwas Reversibles. Also, reversibel bedeutet in dem Zusammenhang vice versa keine Einbahnstraße, wenn man also wieder so in Bildern sprechen darf. Es ist also keine Einbahnstraße, sondern etwas Gegenseitiges. 

Und auf einer Internet-Homepage Funktionäre und Funktionärinnen aller politischen Parteien auszuhängen, ist halt auch nicht gerade das geschmackvollste. Da könnte ich auch sagen: Frau Dr Pilz, reißen Sie sich doch zusammen, denn eigentlich ist es in meinen Augen, und ich bin sicher, auch in den Augen meiner Fraktion, ungustiös, die Leute auszuhängen und ihnen nämlich gewisse Dinge zu unterstellen. 

Denn was heißt das, das Geschäft mit den Sozialen Diensten? Was heißt das? - Sie können doch nicht gemeint haben mit dem Geschäft mit den Sozialen Diensten, dass die Menschen, die sich die Hilfe kaufen, zukaufen oder die Pflege, irgendwie ausg'raubert werden, dass es da vielleicht kriminelle Handlungen gibt, dass sich vielleicht Leute, die dort arbeiten hingehen, sich etwas abzwacken. Was heißt das, Geschäft? Sie haben das - oder jemand von Ihnen - "Körberlgeld" genannt. Legen Sie es auf den Tisch, beweisen Sie es. Was haben Sie mit dem Begriff "Körberlgeld" gemeint? Kommen Sie heraus, sagen Sie nicht nur Vermutungen, sondern belegen Sie es und sagen Sie mir, was "Körberlgeld" in diesem Zusammenhang bedeutet. Offenbar unterstellen Sie, dass damit indirekt vielleicht Parteienförderung oder Parteiensubventionierung betrieben wird, dass vielleicht Parteikassen gefüllt werden, wenn das in der Nähe der FPÖ oder der ÖVP oder der SPÖ ist. Das ist eine kriminelle Handlung. Und wenn Sie das unterstellen, dann sagen Sie es und belegen Sie es. Ansonsten, bitte, schweigen Sie dazu! (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn Sie sich mit der Materie beschäftigt haben, und das haben Sie ja, wissen Sie genau, welche historischen Argumente vorliegen, warum es zum Beispiel zu unterschiedlichen Kostensätzen kommt, und wie die verschiedenen Stundensätze zusammengesetzt sind. Herr Dr Leitner von der MA 47 kann Ihnen das auch ganz genau erklären und sagen, aber das werden Sie nicht mehr notwendig haben, weil Sie es ja wissen. Da kommen gewisse Personalstrukturen dazu, es kommt dazu, gibt es eine Ausbildung in dem Betrieb oder nicht, gibt es eine Weiterbildung, wie ist das Aufnahmeverfahren, wie schaut es aus, weil es auch teurer geworden ist, mit den neuen Leistungsverträgen und den Abfertigungsrücklagen, die ja jetzt auch neu hineinkalkuliert werden müssen. Aber was brauche ich Ihnen dazu zu sagen, das wissen Sie ja alles. 

Aber insofern stimmt es mich nachdenklich, warum Sie das dann sozusagen für Ihre politische Argumentation verwenden. Ich denke, da stehen eben andere Intentionen dahinter, das heißt Theaterdonner machen, das heißt Schmutzkübel auf Politikerinnen in diesem Fall und ganz wenigen Politikern ausleeren. Und ich sage Ihnen eines: Da macht die SPÖ nicht mit, egal, welche Fraktion das betrifft! (Beifall bei der SPÖ.) 
Zu den Doppelfunktionen haben wir schon gesagt: Eine Unvereinbarkeit kann nicht bestehen, weil wie Sie wissen, sind wir ja alle Landtagsabgeordnete, müssen immer ein Formular ausfüllen, wo wir genau dieses Thema behandeln, wo es in den Unvereinbarkeitsausschuss kommt. Also von dem her kann es ja juristisch überhaupt keine Argumentation geben. Darum wundert es mich, wenn Sie sich damit beschäftigt haben, dass Sie nach wie vor von dieser Unvereinbarkeit sprechen, wahrscheinlich wider besseren Wissens und Gewissens, weil Sie es einfach politisch ausschlachten möchten, und das tun Sie auch, indem Sie neue Medien, nämlich Ihre Homepage, dazu auch verwenden, und zwar interessanterweise schon im Dezember.

Ich frage Sie aber etwas anderes. Ich habe die Andersen-Studie bis letzten Montag, da war sie erst im Internet, nicht gehabt. Das stimmt so. Es freut mich, dass Sie mich anlächeln. Ich habe sie nicht gehabt. In Ihrer Homepage steht drinnen - ich kann es Ihnen zeigen -, dass Sie im Dezember bereits die Andersen-Studie gehabt haben. Es würde mich freuen, wenn Sie herauskommen und sagen, wie Sie dazu kommen. Denn das war eine Studie, die vom Auftraggeber unter Verschluss gehalten wurde, und bis Montag haben wir alle sie nicht gehabt. Sagen Sie mir bitte, woher Sie die schon im Dezember bekommen haben und schon daraus zitiert haben, aus einer geheimen Studie. Die Grünen würden sich freuen, wenn über eine Schule, die Sie unterstützen, über Alternativschulen, die subventioniert werden, Studien in Auftrag gegeben werden, und die anderen benützen sie dazu. Ich finde das nicht zum Lachen, sondern im Gegenteil, ich halte das für höchst ungustiös, und ich meine, dass man so nicht Politik machen sollte. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich möchte mich an dieser Stelle bei Elisabeth Neck-Schaukowitsch auch ganz herzlich bedanken, dass sie zum Beispiel bei den neuen Leistungsverträgen sehr viel mitgearbeitet hat. Ohne sie gäbe es das Wiener Heimhilfegesetz nicht, das vor allem eine sehr niederschwellige Möglichkeit für viele Frauen betrifft, dass sie selbständig arbeiten können, ihr eigenes Geld verdienen und damit auch ihre eigene Pensionsabsicherung haben, damit sie nicht von den Männern abhängig sind. Gerade in einem niederschwelligen Bereich wie den Heimhelferinnen war das uns sozialdemokratischen Frauen wirklich ein politisches Anliegen. Und ich möchte dir, Elisabeth, ganz herzlich danken, dass du da auch federführend mit dabei warst. Danke in dem Zusammenhang. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ihre Homepage war ja irgendwie wirklich ein Kunststück für mich. Aber bereits im Dezember, und das möchte ich auch allen Besuchern nicht vorenthalten, schreiben Sie, dass wir einen Sondergemeinderat machen. Und in Wirklichkeit geht es ja darum, dass man einen Misstrauensantrag gegen die Frau Stadträtin einbringt. Also, von dem gehe ich einmal aus, weil es Ihnen Wurscht ist, wie die Diskussion heute ist. (GR Günter Kenesei: Wo steht das?) Das steht auf der Homepage. "Vom Ausgang der Debatte wird es abhängen, ob Frau StRin Pittermann zum Rücktritt aufgefordert werden wird." (GRin Dr Sigrid Pilz: Wann war das?) Das war am 12.12.2002. Ich kann Ihnen Ihre eigene Homepage geben, natürlich in kopierter Form. Das habe ich zu Hause kopiert, das habe ich zu Hause ausgedruckt von meinem Geld, damit Sie keine Probleme haben, das zu nehmen. 

Da steht unter anderem auf der Seite 2 wirklich etwas Ungeheuerliches, und ich gebe Ihnen das nur bekannt, weil ich nicht weiß, ob jeder Dauergast auf Ihrer Homepage ist. Aber da steht zum Beispiel unter dem Titel, und da kommen wir der Sache schon näher, was Sie wahrscheinlich darunter meinen, unter der Überschrift "Politische Bande": "Frau StRin Pittermann duldet diese Zustände, weil die großen Parteien, insbesondere die SPÖ, mit den Vereinen personell eng verstrickt und die Erbringung der Dienste mittlerweile ein wichtiges und auch gut bezahltes Arbeitsfeld für politische FunktionärInnen und Parteimitglieder geworden ist." 

Ich war selber zwei Jahre lang Geschäftsführerin bei Sozial Global. Nehmen Sie das auch aus der Homepage sofort zurück! (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Versuchen Sie, jemand anderen auch zu verstehen. (GR Günter Kenesei: Das tun wir ja!) Das müssen gerade Sie sagen! 

Nehmen Sie das sofort zurück! In der Zeit, wo ich dort die Verantwortung hatte, habe ich mich nie erkundigt, ob bei irgendeiner Anstellung eine Frau oder ein Mann irgendein Parteibuch hat. Und das wissen Sie hoffentlich ganz genau. Das sind Unterstellungen, wenn Sie sich genau erkundigt haben und das Gegenteil publizieren auf Ihrer Homepage. Und ich sage Ihnen eines: Für mich ist die "politische Bande" (GRin Dr Sigrid Pilz: Politische Bande!) - richtig - doppeldeutig. Ich gratuliere Ihnen zu diesen Einfällen, und wäre ich jetzt noch verantwortlich und juristisch, ich würde das meinem Rechtsanwalt übergeben. Reißen Sie sich bitte in Zukunft mehr zusammen, bevor Sie Leute aushängen, und das sage ich wieder für alle Fraktionen und Parteien: Da spielt die SPÖ nicht mit, das ist nicht unser Stil. 

Denn sonst kann ich Sie auch noch einige Dinge fragen und um Aufklärung bitten. Am 2.12.2002 - können Sie sich erinnern? - waren Sie mit dem Herrn Bezirksvorsteher, Frau StRin Vassilakou, Red Ribbons nicht verteilen, sondern verkaufen, der Neubauer Bezirksvorsteher und so weiter, auf der Mariahilfer Straße. Der Reinerlös ging an den "Buddy Verein". Ich finde das interessant, dass Sie das verkauft haben. Haben Sie dafür Steuer gezahlt? Haben Sie das angemeldet? Haben Sie einen Betrieb? Sie haben nicht gesagt, Sie haben dafür eine Spende genommen, Sie haben es verkauft. Haben Sie das der Steuer gemeldet und so weiter? - Wir können uns natürlich in diesem Ihren Ton in Zukunft auseinander setzen, kein Problem. Aber ich glaube, dass das nicht der Stil sein sollte, den wir annehmen und mit dem wir uns unterhalten. 

Zusammenfassend heißt das für mich: Es gibt keine Geschäfte mit den Sozialen Diensten. Niemand bereichert sich. Alle Unterstellungen sind aus der Luft gegriffen in dem Zusammenhang und gegenstandslos. Dass es jederzeit Weiterentwicklungen gibt, dass man versucht, jederzeit Systeme zu ändern, Neuerungen anzupassen, das ist selbstverständliche Arbeitsrealität der Wiener Stadtregierung und der sozialdemokratischen Mehrheit in dieser Stadt. Und dass das Ganze eigentlich auch gut unterstützt und angenommen wird, sieht man eigentlich am letzten Wahlergebnis bei den Wiener Landtags- und Gemeinderatswahlen. Und da, denke ich mir, haben wir eine größtmögliche Unterstützung bekommen. Und auf die nächsten Wahlen freue ich mich natürlich auch ganz besonders. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist Frau StRin Mag Vassilakou gemeldet.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrte Frau GRin Malyar! Ich weise Ihre Unterstellung, ich hätte irgendetwas verkauft, ohne die dafür notwendigen steuerlichen oder sonstigen Genehmigungen, auf das Schärfste zurück. (Bewegung bei der SPÖ.) Es ist empörend, dass Sie eine Aktion von mir und unserem Herrn BV Blimlinger anlässlich des Welt-Aids-Tages so darstellen, als würden wir uns allen Ernstes mit Bereicherungsabsicht auf die Straße stellen und irgendetwas verkaufen. (Neuerliche Bewegung bei der SPÖ.) Der "Buddy Verein" stellt diese Zeichen bekanntlich zur Verfügung, und wir haben uns zur Verfügung gestellt, um für sie und in Begleitung von ihnen das an den Mann und an die Frau zu bringen, da nämlich diese Aids-Mascherln nicht verschenkt werden, sondern eben gegen eine freiwillige Spende zu erwerben sind, die dem "Buddy Verein" selbstverständlich direkt sozusagen zufließt. Deswegen spricht man umgangssprachlich immer wieder in solchen Fällen vom Verkaufen. 

Aber ich bitte Sie, Sie wissen ganz genau, worum es geht. Ich sehe, dass der einzige Grund, allen Ernstes der einzige Grund, warum Sie sich hier herstellen und versuchen, mich jetzt durch wirklich etwas komplett Abstruses in irgendeiner Form anzupatzen, doch nichts anderes ist als ein Verzweiflungsakt. Weil Sie offenbar nicht imstande sind, die wesentlichen Fragen, die heute gestellt worden sind, zu beantworten, versuchen Sie alles, was in Ihrer Macht steht, um abzulenken, um uns anzugreifen, um uns zu diffamieren, mit welchen Schmutzkübeln auch immer, aber Sie haben ja nichts, uns also mit halbleeren, von Ihnen gerade noch in weiß nicht womit gefüllten Schmutzkübeln in irgendeiner Form anzupatzen. Stellen Sie sich doch hierher - aber vielleicht ist noch jemand von Ihnen zu Wort gemeldet - und versuchen Sie, Antworten zu geben auf das, wovon heute die Rede ist. Bis jetzt ist von Ihnen leider nur Irrelevantes gekommen, und das tut mir sehr, sehr Leid. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte mich von dem Niveau der Frau GRin Malyar schleunigst wieder entfernen. (Bewegung bei der SPÖ.) Ich werde mich sehr bemühen, aus diesen Tiefen der Diskussion wieder auf ein Niveau zu kommen, wo man vielleicht auch gemeinsam einmal überlegen kann, ob nicht Verbesserungen und Veränderungen angebracht sind. Ich versuche es noch einmal in aller Ruhe und möglichst auch in einer Sprache, wo man vielleicht mit mir mitdenken kann.

Es geht erstens einmal um die Frage: Wie kommt es, dass ein Verein sehr viel mehr für dieselben Leistungen bekommt, als ein anderer Verein, der dafür sehr viel weniger erhält? Die Frage muss man stellen, der muss man nachgehen, und das muss man erklären können und da muss man Transparenz herstellen. 

Der Herr Vorsitzende hat in seiner Wortmeldung gesagt: Na ja, das Ganze ist nicht billig, das kostet. Ja, aber warum kostet es so viel mehr, wenn es sich um sozialdemokratische Vereine handelt, als wenn es sich um andere Vereine handelt? Diese Frage muss doch gestattet sein, und wir PolitikerInnen der Oppositionsparteien wären doch vollkommen falsch am Platz, wenn wir diese Frage nicht stellen würden. Also stellen wir die Frage, und das wird erlaubt sein und da lassen wir uns nicht den Mund verbieten, Frau GRin Malyar, wir reden darüber. (Zwischenruf der GRin Martina Malyar.) Ich habe Ihnen nicht den Mund verboten, sondern Sie haben in Ihrer Rede gesagt, wir sollen den Mund dazu halten. Wir werden ihn nicht halten, sondern wir stellen die Frage: Wie gibt es das, dass gleiche Leistungen, wenn rote Hände im Spiel sind, mehr kosten, als wenn sie wer anderer macht? Die Frage muss gestellt werden; wir stellen sie und wir werden sie auch in Zukunft stellen. 

Wenn es dafür qualitative Gründe gibt, und die können benannt werden, weil die Menschen mehr verdienen, weil sie mehr leisten und so weiter und so fort, werden wir sagen: Ja, aber dann muss dieses Mehr an Qualität auch bei den anderen Vereinen vorhanden sein, geschaffen werden und dann muss es auch dort bezahlt werden. Auch das ist völlig selbstverständlich. Kontrollamt und Studie sagen aber, das ist nicht der Fall. Wenn Sie sagen, das ist schon der Fall, dann stellen Sie Transparenz und Information her. 

Und damit bin ich bei dem nächsten Vorwurf. Allein die Tatsache, dass es den Vereinen nicht möglich ist, zu vergleichen, ob sie bei gleicher Leistung dasselbe bekommen für ihre Tätigkeiten, spricht gegen das System, spricht gegen die Sozialdemokratie, die hier seit Jahrzehnten das Sagen hat. Das heißt, in diesem Punkt haben Sie dringenden Handlungsbedarf, ganz, ganz dringenden Handlungsbedarf.

Zweite Frage: Was soll in Hinkunft, und wir wollen, dass sich etwas ändert, vereinbar beziehungsweise unvereinbar sein? Und da ist das ein sehr, sehr schönes Beispiel mit einem großen sozialdemokratischen Verein, wo eine Gemeinderätin zusätzlich auch noch Geschäftsführerin ist, und mir und den Alternativschulen. Ich bin ja wirklich dankbar, dass dieser Vergleich überhaupt hergestellt wurde, ich bin Ihnen sogar sehr dankbar dafür, weil Sie haben mir damit eines signalisiert, und allen Leuten, die sich auch nur ein bisschen auskennen, haben Sie signalisiert: Sie haben nichts verstanden. Sie haben die gesamte Kritik weder verstanden noch hinterfragt oder sich auch nur eine Sekunde bemüht, irgendetwas zu verstehen.

Und jetzt werde ich Ihnen einmal erklären, was nämlich der Unterschied ist. Seit ich in diesem Hause sitze, bin ich in keinem Vorstand irgendeiner Alternativschule drinnen, bin ich nicht im Vorstand des Dachverbands, bin ich an keiner entscheidenden Stelle dort, überhaupt nicht, alles überhaupt nicht. Also, wie man sich den Vergleich aus den Fingern zuzeln kann, kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Aber vielleicht wird es uns der Herr Vorsitzende nachher als Gemeinderat auch noch irgendwie erklären. Das heißt, ich bin in keiner Funktion. Niemals bin ich zur Stadträtin gegangen und habe gesagt, ich will jetzt für diese Vereine irgendein Geld. Niemals habe ich aus irgendeiner Funktion dort Geld bezogen. Das heißt, erklären Sie einmal, wie Sie zu diesem Vergleich kommen. 

Das, was wir kritisieren und wo wir sagen, wir wollen, dass es unvereinbar wird, ist Folgendes, nämlich.

Herr Kopietz, es freut mich, dass Sie so einen guten Schlaf haben. Aber vielleicht werden Sie mir doch ein Sekunderl zuhören, was ich kritisiere? (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Das ist einschläfernd!) He, das finde ich interessant! Diese ganze Kritik, diese Vorwürfe, das ist für Sie einschläfernd? - Na gratuliere! Na gratuliere, Frau Stadträtin! Wenn das, was ich Ihnen sage, einschläfernd ist, na dann gratuliere! 

Und jetzt werde ich Ihnen sagen, was ich für unvereinbar halte. Ich halte es für unvereinbar, wenn die Gemeinderätin A ... (GR Harry Kopietz: Sie sprechen mit einschläfernder Stimme!) Soll ich Sie anschreien, Herr Kopietz? Wollen Sie, dass ich Sie anschreie oder was? (GR Harry Kopietz: Nein!) Nein. Na, da bin ich ja schon froh. Ja, also das ist gut. Wenn besonders dringliche Sachen einen Sondergemeinderat erfordern, setzen Sie sich hin und schlafen und sagen: Ach, das ist so einschläfernd, schlafen wir halt. Na super! Super! Es ist nicht nur Ihre Kultur auf Kritik einzugehen ganz großartig, auch Ihre Schlafkultur ist bewundernswert, Herr Gemeinderat! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ich soll mir ein Beispiel nehmen und auch da schlafen? - Na bravo! Sie haben eine Vorstellung von einem Gemeinderat! Ich gratuliere Ihnen zu dieser Auffassung von Politik! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Harry Kopietz: Ihre Polemik ist etwas tief!) 

Ich halte es für unvereinbar, und wir wollten auch gerne, dass sich diesbezüglich in diesem Gemeinderat etwas ändert, wenn eine Gemeinderätin A mit sich selbst darüber verhandelt, ob mehr Geld kommt für einen Verein und das dann auch erwirkt. Es kann nicht sein, dass das jeweils ein und dieselbe Person ist. Ich kann nicht mit mir selber darüber verhandeln, ob der Gemeinderat mehr Geld beschließen soll. Und dann auch noch sich hersetzen, mitbeschließen und dann vielleicht auch noch die Kontrollfunktion selbst übernehmen. Das geht nicht! Und ich kann mir gut vorstellen, dass Sie es immer noch nicht verstehen, dass das einfach nicht geht, dass man mit sich selbst verhandelt, dass man sich selbst kontrolliert und dass man sich selbst aus Steuergeldern mehr Geld zugesteht. Das ist unvereinbar, und ich glaube, man sollte da die Gemeinderatsordnung tatsächlich ändern und dafür sorgen, dass das ganz offiziell unvereinbar wird. 

Was wir kritisiert haben, war also erstens die Höhe der Kosten bei den sozialdemokratischen Vereinen, war zweitens das, was wir Ihnen als unvereinbar vorgestellt haben, und war drittens die nicht vorhandene Transparenz und Vergleichbarkeit.

Ich möchte es aber damit jetzt bewenden lassen und abschließend auf einige Punkte eingehen, die mir persönlich sehr am Herzen liegen und die ich noch ins Spiel bringen möchte. 

Erstens: Wir wollen in aller Deutlichkeit feststellen, dass wir der Meinung sind, dass die Arbeit, die von diesen Menschen verrichtet wird, eine sehr schwere ist und eine schlecht bezahlte. Ich denke, diese Menschen sollten für ihre Arbeit auch mehr Geld bekommen. Auch das ist ein Interesse der Grünen, das heute angesprochen werden soll und wo wir hoffen, dass sich etwas ändert. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das Zweite, was mir besonders am Herzen liegt, bevor ich noch auf ein paar wenige Punkte eingehe, ist die Qualität, die Qualität des Angebotenen und wie die ganze Sache mit den Augen der Klientinnen und Klienten betrachtet aussieht. Und auch da haben wir großen Handlungsbedarf. Und wenn ich jetzt sehe, dass viel Geld eingespart werden könnte, dann bin ich dafür, dieses Geld in Hinkunft in Qualität zu stecken. 

Erster Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die Wahlfreiheit der Klientinnen beim Aussuchen von Vereinen oder auch beim Aussuchen von Betreuungspersonen. Ich weiß, das lässt sich nicht leicht machen. Ich weiß schon, dass da auch ein Problem natürlich dahinter steckt. Aber ich denke, von dem Blickpunkt aus betrachtet der Selbstbestimmung und der Mitbestimmung, und manchmal habe ich es schon gehört von sozialdemokratischen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten, dass sie das interessiert, von diesem Blickpunkt aus betrachtet, sollte sich eine Klientin aussuchen können, wer sie betreut. Das ist jetzt nicht der Fall. Man kann sich den Verein nicht aussuchen und auch die betreuende Person nicht aussuchen. 

Ich habe den Fall einer Frau mitgenommen, damit Sie nicht sagen, ich kann das nicht beweisen. Aber diese Frau, um die es hier geht, hat innerhalb von 7 Monaten, ohne irgendwie darauf Einfluss nehmen zu können, 24 verschiedene Betreuungspersonen erlebt. 24 verschiedene Betreuungspersonen. Sie können sich vielleicht vorstellen, dass es unter diesen Umständen nicht möglich ist, ein Vertrauen aufzubauen, oder überhaupt für manche ältere Menschen ein Wiedererkennen oder die Möglichkeit, sich verständlich zu machen. Ich halte das für falsch, wenn das den Menschen vorgesetzt wird und sie das einfach hinzunehmen haben. Ich bin dafür, dass die Leute, die betreut werden, auch mitbestimmen, mitreden können, wenn es darum geht: Wer betreut mich? Und es muss dann möglich sein, dass man anruft und sagt: Mit der Person kann ich nicht oder können Sie mir nicht die Person X öfter schicken? Jetzt sage ich noch gar nicht, dass man es reduzieren kann oder muss auf zwei Personen. Aber vielleicht kann man wenigstens schauen, dass drei oder vier Personen immer wieder für ein und dieselbe Klientin oder den Klienten zuständig sind. Ich glaube nicht, dass es Lebensqualität ist, wenn tatsächlich 24 verschiedene Personen eine Klientin oder einen Klienten betreuen. Da hängt es auch schwer an der Qualität. Die muss erhöht werden. 

Der zweite Punkt, wo ich mir Veränderungen vorstellen kann, ist: Es muss auch Zeit sein für ein bisschen Reden mit der Klientin, es muss Zeit sein, sie anzuhören, und man sollte auch schauen: Was hat so eine Klientin vielleicht einzubringen? Was weiß die? Solche Menschen haben viel erlebt. Wenn man sich mit ihnen unterhält, kommt auch etwas heraus. Da kann es so etwas geben wie Zuhören, wie Wertschätzung. Da geht es auch sehr viel um Selbstwertgefühl oder Dazugehören zu einer Gemeinschaft. 

Ich glaube, man sollte in die Aufgaben, die dieses Berufsbild beinhaltet, neue und andere Elemente mit aufnehmen. Vorschläge dazu gibt es. Wenn sich wer interessiert: Es gibt auch Videos über einen Versuch, der diesbezüglich gestartet und durchgeführt wurde. 

Ich möchte in den letzten 5 Minuten, die mir bleiben, noch auf drei Dinge, die Frau StRin Pittermann gesagt hat, etwas sagen.

Frau Stadträtin! Sie haben gesagt: Wollen Sie, dass der Markt bestimmt? Ich hoffe, Sie fragen das die Grünen nicht ernsthaft. Nie hat irgendeine grüne Gemeinderätin oder ein grüner Gemeinderat, seit wir in diesem Haus sind, je gesagt: Wir sind dafür, dass das alles über die freie Marktwirtschaft geregelt wird. Das ist nicht unsere. Wir sind diejenigen, die sagen: Wir wollen den Staat keinesfalls aus der Verantwortung entlassen. Das ist Aufgabe des Staates. Was wir wollen, ist mehr Freiheit, mehr Selbstbestimmung und mehr Mitbestimmung, aber zum Staat dazu. Das ist das, was wir gesagt haben und wofür wir uns immer eingesetzt haben. Ganz egal, wer von uns da geredet hat, vollkommen egal, und zwar in all diesen Jahren. Also, unterstellen Sie uns bitte nicht Dinge, die sehr weit von dem entfernt sind, was wir wollen und was wir je gesagt haben. Das war das Eine. 

Das Zweite, was damit zusammenhängt und was ich ebenso zurückweise. Sie haben gesagt: Wollen Sie, dass das Risiko individualisiert wird? Keine Grüne und kein Grüner hat je Anlass dazu gegeben, irgendeinen Verdacht wachzurufen, dass wir diejenigen sein könnten, die das wollen. Das Risiko soll nicht individualisiert werden. Ganz klare Antwort. Aber dass Sie uns das überhaupt fragen, zeigt: Sie hören uns gar nicht zu, wenn wir reden, denn sonst müssten Sie wissen, dass wir das immer deklariert abgelehnt haben und das auch in Zukunft eindeutig ablehnen werden. 

Und der Gipfelpunkt dann Ihrer Fragen, der mich wirklich sehr, sehr geärgert hat, war: Wollen Sie, dass Frauen gekündigt werden? Wie können Sie uns das fragen? Wie können Sie die Grünen fragen: Wollen Sie, dass Frauen gekündigt werden? - Nein, wir wollen es nicht. Wir haben es nie gesagt und wir werden es nie wollen. Wir wollen ganz im Gegenteil, dass viele Menschen angestellt werden in dem Bereich, Frauen und Männer, dass sie gut bezahlt werden und dass sie besser bezahlt werden in Hinkunft. Das ist die Stellung der Grünen zu diesem Bereich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Und wenn Frau StRin Landauer darauf hingewiesen hat, dass gerade in diesem Berufsbereich 481 000 Stellen ehrenamtlich besetzt sind, was stimmt, und ohne die Ehrenamtlichen würde dieses System sofort zum Erliegen kommen, dann stimme ich Ihnen zu. Ich sage aber auch: Ja leider, denn sosehr ich dafür bin, dass sich alle in Hunderten Vereinen engagieren und dass alle sozial tätig sind, egal ob sie jetzt Gemeinderätinnen oder Gemeinderäte sind, darf man eines nicht vergessen: In einem funktionierenden Sozial- und Gesundheitssystem könnten diese 481 000 ehrenamtlich besetzten Stellen ja vielleicht Arbeitsplätze sein, bezahlte Arbeitsplätze, und das ist eine Diskussion, die man bei der derzeitigen Arbeitsmarktlage einmal führen sollte, weil diese Ehrenamtlichen nämlich die Arbeit tun, die genauso bezahlte Arbeitskräfte leisten könnten und unserer Meinung nach auch sollten. 

Und daher ein Letztes: Den Staat nicht aus seiner Verantwortung zu entlassen heißt auch, dass in diesem Bereich Menschen arbeiten auf regulären Arbeitsplätzen und nicht von Ehrenamtlichen hier die Arbeit geleistet wird, die ein funktionierendes Sozial- und Gesundheitssystem eigentlich zur Verfügung stellen sollte. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann mich natürlich den Ausführungen meiner Kolleginnen in allen Punkten anschließen. Allerdings gibt es hier noch einiges zu sagen, das ich sehr wohl hinzufügen möchte. 

Natürlich haben Sie auch Leistungen erbracht, die nicht geschmälert werden sollen, wie zum Beispiel die Unterstützung in sozial schwierigen Zeiten, Unterstützung im Krankheitsfall, Unterstützung bei der Bewältigung des Alltags, ein durchgehendes Angebot von Hilfe, sofern man österreichischer Staatsbürger ist. Das ist das, was eine Kommune unserer Meinung nach auch zur Verfügung zu stellen hat für ältere und behinderte Menschen. 

Es gibt also durchaus eine Reihe von Leistungen für ältere und betagte Menschen. Frau StRin Pittermann hat auch angesprochen, dass man sehr vieles tut, um die Menschen zu Hause betreuen zu können. Da hakt es allerdings schon ein bisschen, denn für den Umbau und die Adaptierung einer Wohnung, die für einen behinderten Menschen hergerichtet werden soll, gibt es keine Finanzierung. (GRin Erika Stubenvoll: Das stimmt nicht! Es gibt immer Zuschüsse für Umbauten!) 

Zurückkommen möchte ich auch auf die Wohngemeinschaften, deren Errichtung ausgelagert wurde. Da stockt es. Es geht nichts weiter. Außerdem kommt noch eine Unüberschaubarkeit der Zuständigkeiten hinzu, die für die Klienten zusätzlich eine Erschwernis bedeutet. Es ist für die Menschen mit einem hohen Organisationsaufwand verbunden, an die entsprechenden Informationen zu kommen. Und das ist doppelt schwer, wenn man älter ist und vielleicht auch noch behindert. 

Dasselbe gilt zum Beispiel für Mietbeihilfen. Die Wohnbeihilfe als Quasivoraussetzung für die Gewährung der Mietbeihilfe ist bei der MA 50. Für die Klienten besteht also die Notwendigkeit der Kontaktaufnahme von mehreren Organisationseinheiten zu einem Thema. Bei der Beantragung von Hilfsmitteln müssen behinderte Menschen verschiedene Magistratsabteilungen abklappern. Der Prozess ist nicht übersichtlich und entspricht nicht den Forderungen eines One-stop-Shop-Prinzips, wie das so heißt. 

Die mangelnden Vergleichsmöglichkeiten, um unter verschiedenen Vereinen selber wählen zu können, sind schon angesprochen worden, wobei es sehr wohl Leistungsunterschiede zwischen minus 54 und plus 36 Prozent gibt in dem, was an Leistungserbringung gewährt wird. Also, auch ein merkwürdiges System für dieselbe Leistung. 

Ich glaube auch, dass an die BürgerInnen, aus deren Steuergeld die PolitikerInnen bezahlt werden, alle Informationen möglichst umfassend und objektiv weiterzugeben sind und dass diese Erreichung von Informationen so leicht wie möglich zu gestalten ist. Es geht also um niederschwellige Informationszugangsmöglichkeiten und darum, dass die Leistungsbezieher eine umfassende Beratung bekommen, die alle Bereiche betrifft, wodurch sie gleichzeitig verschiedene Angebote miteinander vergleichen können und so die optimalste Betreuungsleistung für sich persönlich herausfinden können. Dies ist auch ein Punkt, den wir GRÜNE schon seit langem kritisieren, allerdings ohne Erfolg. Sie lassen sich halt nichts dreinreden. Das brauchen Sie auch nicht, denn Sie können ja schließlich machen, was Sie wollen. 

Seit es GRÜNE in der Kommunalpolitik gibt, haben wir auf das Problem der parteinahen Vereine hingewiesen. Das gilt nicht nur im Sozial- und Gesundheitsbereich, das ist auch in der Kultur, in der Wissenschaft und so weiter aktuell. Ich möchte da auf den Kollegen Hundstorfer zurückkommen. - Das stimmt schon, ich bin in einem Kulturverein. Nur, ich habe für diesen Verein noch nie gesprochen, ich habe noch nie einen Antrag gestellt und ich bin nicht einmal im Kulturausschuss. 

Selbstverständlich gibt es ein Recht für alle Menschen, also auch für Abgeordnete, in Vereinen ehrenamtlich tätig zu sein und dort auch in Vorständen zu sitzen. Was es aber nicht geben darf - und das kann man nicht oft genug wiederholen -: dass sich Politiker in Ausschüssen, in denen sie womöglich auch noch Vorsitzende sind, für den Verein, in dem sie ihren Arbeitsplatz haben, selbst Subventionen bewilligen. Das kann nicht oft genug kritisiert werden, und ich muss ehrlich sagen, mein Unverständnis für diese Vorgangsweise ist unendlich. 

Vielleicht darf ich Ihnen wieder einmal einen der Grundsätze des Wiener Vergabewesens ins Gedächtnis rufen. Er lautet: Der öffentliche Auftraggeber ist in der Wahl des Vergabeverfahrens von nicht prioritären Dienstleistungen zumindest frei. Allerdings ist anzumerken, dass dennoch die fundamentalen Grundsätze des Vergaberechts zu beachten sind, und dazu zählen vor allem der faire und lautere Wettbewerb und die unparteiische Behandlung aller Bewerber und Bieter sowie die Vergabe nur an befugte, leistungsfähige und zuverlässige Bieter zu angemessenen Preisen. Dies gilt auch im Verhandlungsverfahren, also wenn keine öffentliche oder beschränkte Ausschreibung stattgefunden hat. Die Bekanntmachung der vergebenen Aufträge soll eine Marktbeobachtung durch die Gemeinschaft und interessierte Kreise ermöglichen. - Das alles haben wir im Wiener Vergaberecht.

Aber gehen wir einmal zu den Angeboten selbst. Ich werde, wie schon viele Redner heute, hier auf die Analyse des Leistungsangebots der Stadt Wien für Senioren von Andersen eingehen, worin immer wieder Probleme angesprochen werden, die wir GRÜNE seit Jahren kritisieren und deren Behebung wir gefordert haben. Als Erstes gehe ich gleich auf die Problematik der Zunahme der Zahl von Senioren und Seniorinnen in der Bevölkerungsgruppe der Migranten ein, die bisher keine Berücksichtigung findet, was jedoch gefordert wird. Meine erste Rede hier im Gemeinderat behandelte dieses Thema. Ist seither irgendetwas geschehen? - Nein!

Mein Antrag vor dem Sommer behandelte das Öffnen von Pensionistenwohnhäusern und Pflegewohnungen für nichtösterreichische Staatsbürger ebenso wie die Bereitstellung der Sozialhilfe für diese Bevölkerungsgruppe. Ist etwas geschehen damit seither? - Nein! Wir sehen hier keinen Fortschritt, und die Analyse der Studie vermisst dies ebenso. Also, das ist keine Erfindung der GRÜNEN.

Ebenso wird moniert, dass man von Seiten der Stadt nicht auf eine künftige Entwicklung in der Frage der Mittelbereitstellung für Leistungen, die für SeniorInnen erbracht werden müssen, eingeht. Heute haben wir von Frau StRin Pittermann sehr viel über die demographische Entwicklung unserer Gesellschaft gehört - also so weit sind Sie auch schon vorgedrungen -, aber anscheinend wird es halt so gehandhabt, wie es üblich ist: Man wartet, bis das Problem wirklich aktuell ist, dann reagiert man kopfüber, und so ist das meiste dann wahrscheinlich teurer, als es notwendig wäre, teurer, als wenn man einen Masterplan erarbeitet hätte, den die Studie ebenfalls vermisst.

Sehr geehrte KollegInnen von allen in Vorständen sitzenden Parteien! Wenn Sie schon in ausgegliederten Vereinen sitzen, die von Ihrer Subventionszugabe leben, dann machen Sie bitte beste verantwortungsvolle Arbeit dort und wenn möglich - und ich hoffe, das ist möglich - keine Parteienwerbung. Das geht nämlich so weit, dass ein Heimbewohner fragt, ob er eine andere Partei wählen darf als die SPÖ, denn man hat ihm gesagt, wenn er das tut, dann gibt es in Zukunft diese Einrichtungen bald nicht mehr. 

Natürlich soll sich die öffentliche Hand bei der Leistungserbringung auf jene Bereiche konzentrieren, in denen ein Marktversagen zu befürchten ist, aber dort, wo ein Markt vorhanden ist - und ganz ignorieren Sie das ja auch nicht -, soll sich die Stadt auf die Sicherstellung der Qualität der Leistungen im Sinne des Konsumentenschutzes, auf Überprüfung des Mitteleinsatzes und finanzierende Aktivitäten beschränken. Eine klare Trennung zwischen beauftragenden und leistungserbringenden Einheiten erhöht die Transparenz des Gesamtsystems und des Leistungsprozesses, sagen kluge Leute. 

Ich nehme doch an, dass Sie die Vorschläge der Andersen-Studie ernst nehmen, denn ich nehme auch an, dass sie viel Geld gekostet hat, und das wollen Sie doch sicher nicht zum Fenster rauswerfen.

Es besteht ein genereller Reformstau. Eine flächendeckende Professionalisierung des Sektors, wie sie in zahlreichen anderen Ländern vorhanden ist, fehlt bei uns. Ein bisschen schwerfällig war die SPÖ immer schon, aber jetzt werden große Reformen im Bund starten, und dann wird das, vor allem, wenn die SPÖ mit in der Regierung ist, hier vielleicht auch ein bisschen abfärben. Den Forderungen nach Transparenz und klarer Trennung von leistungserbringender, finanzierender und kontrollierender Ebene, wie es auch die EU fordert, entspricht Ihre Gebarung jedenfalls nicht. Die Nachkriegsjahre des vorigen Jahrhunderts, wo zwei Parteien das Land mit Hilfe von Vereinen und ähnlichen Bünden unter sich aufgeteilt haben und sich gegenseitig nicht in die Quere gekommen sind, sind hoffentlich vorbei, wie es auch die Studie fordert. 

Meinen Vorschlag einer SeniorInnenkommission, in der wir viele auf uns zukommende Probleme miteinander bearbeiten und lösen hätten können, haben Sie abgelehnt. Heute wurde wieder ein Antrag gestellt - von der ÖVP diesmal - und ich bin neugierig, wie Sie darauf reagieren. Wenn Sie ihn nicht annehmen, dann zeigen Sie bitte, dass Sie es auch alleine können, aber bald, sonst ist nämlich der Zug abgefahren. 

Es gäbe noch viel zu diesem Thema zu sagen, zum Beispiel zu den Mehrbettzimmern in Geriatriezentren und dem schleppenden Ausbau von betreuten Wohngemeinschaften, zum Personalmangel in Sozialeinrichtungen, zu den merkwürdigen Differenzen von Tarifen für erbrachte Leistungen und zu der merkwürdigen Einrichtung der Pensionistenklubs. Aber in der nächsten Zeit werden wir Sie sicher immer wieder an Ihre Versäumnisse erinnern. Das garantiere ich Ihnen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Dr Laschan gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte zu meiner Vorrednerin nur eine Bemerkung machen, weil sie wieder die Vergabepraxis erwähnt hat. Ich möchte bemerken, dass es, wie die Frau Stadträtin schon erwähnt hat, bezüglich der Vergabepraxis ein Vertragsverletzungsverfahren der EU gegen drei Bundesländer gibt, und zwar gegen Steiermark, Oberösterreich und Kärnten, und das sind bekanntlich nicht sozialdemokratisch regierte Bundesländer. 

Aber ich möchte gerne, weil mir das Thema so ein Anliegen ist und weil es uns allen so ein Anliegen sein sollte, auch auf ein paar grundsätzliche Dinge, was die Betreuung älterer Menschen betrifft, eingehen und dann in der Folge auf einen meiner Ansicht nach sehr wichtigen Spezialbereich. 

Gestern am Abend wurde in einem deutschen Fernsehsender ein Beitrag über ein japanisches Dorf gezeigt - ich weiß nicht, wer von Ihnen das gesehen hat -, in dem überdurchschnittlich viele alte Menschen leben, und zwar vor allem Frauen, sehr viele über 100‑jährige Frauen, die Bohnen ernten und die an Pensionistenausflügen teilnehmen. Nach diesem Film, nach diesem Beitrag wurde ein Altersforscher über die Ursachen dieses Phänomens interviewt, und er hat es kurz zusammengefasst mit den Worten, dass ein glückliches Leben mit Aktivität und Beibehaltung sozialer Beziehungen gesund erhält und lebensverlängernd wirkt. 

Im 20. Jahrhundert hat sich in allen europäischen Ländern die mittlere Lebenserwartung stark erhöht und dafür verantwortlich ist eine Reihe von Gründen. So konnten durch den Aufbau und den Ausbau der Sozialgesetzgebung die Menschen einmal in erster Linie von den drückenden Sorgen um das tägliche Brot befreit und der Lebensabend gesichert werden. Die besseren Lebensbedingungen insgesamt, an denen nicht zuletzt - ich würde sogar behaupten, zuallererst - sozialdemokratische Regierungen ursächlich beteiligt waren, der Ausbau der Gesundheitsversorgung und natürlich auch der Fortschritt in der Medizin haben die Lebenserwartung erhöht. 

Die steigende Anzahl älterer Menschen stellt aber auch große Anforderungen an die Gesellschaft. Das Altwerden ist für den Einzelnen durch mehr oder weniger einschneidende Lebensveränderungen und einschneidendes subjektives Erleben gekennzeichnet, nämlich durch die Einschränkung der sozialen Beziehungen, unter Umständen durch den Verlust des Lebenspartners, durch die Einschränkung körperlicher und geistiger Leistungsfähigkeit, durch die Entwicklung chronischer Erkrankungen und durch das - da brauchen wir die Andersen-Studie nicht dazu, um zu wissen, dass bestimmte Erkrankungen in der heutigen Zeit immer mehr werden und immer mehr Menschen betreffen - Angewiesensein auf fremde Hilfe. All das ist für viele Menschen - und das werden Sie sicher aus Ihrem Angehörigenkreis wissen - eine sehr große psychische Belastung. 

Seniorinnen und Senioren haben eigene Bedürfnisse, was das Wohnen betrifft, was die Freizeitgestaltung betrifft, was den öffentlichen Raum betrifft, was die Verkehrsorganisation betrifft, was das Konsumverhalten betrifft, aber auch in der medizinischen Behandlung. Ich möchte in diesem Zusammenhang einmal erwähnen, dass, so wie in der Gestaltung der Wohnumgebung und der öffentlichen Verkehrsmittel, auf die Bedürfnisse älterer Menschen eingegangen werden muss, dass sich meiner Meinung nach auch die medizinische Forschung mehr mit den Besonderheiten eines älteren Menschen auseinander setzen sollte. 

Im Zeitalter der Industrialisierung mit Auflösung der großfamiliären Strukturen, vor allem im städtischen Bereich, wurde die Betreuung älterer Mitmenschen immer mehr zur gesellschaftlichen Aufgabe, und es ist meiner Meinung nach auch eine gesellschaftliche Aufgabe. Wien hatte und hat auch hier eine Vorreiterrolle. Der Aufbau der sozialen Dienste hat es ermöglicht, dass viele ältere Menschen weiterhin ein relativ unabhängiges Leben in ihrer gewohnten Umgebung führen können. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang das Recht auf Betreuung und Pflege dem Nachbarschaftshilfeansatz gegenüberstellen. Wir haben erreicht, dass alle Menschen ein Recht auf Betreuung und Pflege haben und nicht auf den guten Willen von Nachbarn, Angehörigen oder Hilfsorganisationen angewiesen sind, dass alte Menschen keine Bittsteller sein müssen, sondern ihnen als vollwertigen Mitgliedern der Gesellschaft bestimmte Leistungen zustehen. Ich habe nichts gegen Nachbarschaftshilfe, im Gegenteil, als zusätzliches Element ist jede Initiative gerade in einer sich immer mehr entsolidarisierenden und individualisierenden Gesellschaft zu begrüßen, sie darf aber nicht die bestehenden Betreuungsstrukturen ersetzen. Ich sage das deswegen, weil es unter dem Deckmantel der Eigenverantwortlichkeit und dem Stichwort "Mehr Privat und weniger Staat" immer wieder Versuche gibt, öffentliche Leistungen zurückzudrängen. Konkret war das im Regierungsübereinkommen zwischen der FPÖ und der ÖVP zu lesen, nämlich dass die Betreuung älterer Menschen vermehrt durch Nachbarschaftshilfe abzudecken sei. Für solche Konzepte stehen wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nicht zur Verfügung. (Beifall bei der SPÖ.) Wien geht einen anderen Weg. Das Betreuungsangebot ist qualitativ hochwertig, differenziert und vielfältig, so wie eben die Bedürfnisse älterer Menschen vielfältig und differenziert sind. 

Ich möchte nun auf einen Bereich eingehen, der mir ein besonderes Anliegen ist, der meiner Meinung nach sehr bedeutend ist und der in der Gesundheitsversorgung eine zunehmend große Rolle spielen wird, und zwar auch in Einsparungspotenzialen und Finanzierbarkeit, nämlich die Schnittstellenproblematik zwischen intra- und extramuralen Bereich. Ich möchte, bevor ich darauf näher eingehe, aus einem Brief eines Angehörigen zitieren, der schreibt: 

"Es ist mir ein persönliches Bedürfnis, mich nicht nur beim Pflegepersonal und bei den Ärzten zu bedanken, sondern auch der Direktion meine positive Erfahrung mit dieser Station mitzuteilen. Ich habe noch selten erlebt, dass ein Krankenhaus sich rund um den gesamten Bereich des Patienten kümmert. Es gab mehrere ausführliche Gespräche mit Familienmitgliedern des Patienten, um auch die weiterführende Behandlung und Betreuung nach dem Krankenhausaufenthalt zu gewährleisten. Kontakte mit den Heilgymnastikern, Informationen über Ausweitung der Heimhilfebetreuung, telefonische Organisation, um zu gewährleisten, dass der Patient sofort nach der Rückkehr vom Krankenhaus eine Betreuung vorfindet, und vieles andere mehr. Meine Familie und ich betreuen mit Unterstützung der Heimhilfen den fast total gehbehinderten Vater seit über einem Jahr, und daher wussten wir über vieles Bescheid, haben aber dennoch dankbar viele zusätzliche Informationen entgegengenommen."

So soll es sein, sehr geehrte Damen und Herren, und die Zusammenarbeit zwischen den Krankenanstalten und der Betreuung zu Hause funktioniert auch sehr gut. Eine Krankenanstalt hat laut Krankenanstaltengesetz die Verpflichtung, für einen reibungslosen Übergang von der intramuralen, also der stationären Betreuung, in die extramurale Betreuung zu sorgen. Meiner Meinung nach ist die Einrichtung eines Entlassungsmanagements eine sehr sinnvolle Sache, die sich vielfach bewährt hat. Sie war auch auf dieser Abteilung, die hier angesprochen wurde, ein Projekt. 

Mit der Betreuung eines älteren Menschen in einem Krankenhaus sind unterschiedliche Berufsgruppen befasst, nämlich Pflegepersonal, Ärzte und Ärztinnen, PhysiotherapeutInnen, ErnährungsberaterInnen, ErgotherapeutInnen und so weiter. Man könnte auf den ersten Blick meinen, dass es doch egal sei, ob sich eine engagierte Stationsschwester, eine engagierte Ärztin oder eine engagierte Sekretärin oder eine Ergotherapeutin um die weitere Betreuung zu Hause kümmert. Es hat sich jedoch herausgestellt, dass eine zuständige Koordinationsstelle befriedigendere Ergebnisse erzielen kann, weil so Parallelhandlungen vermieden werden können. Die Person, die für das Entlassungsmanagement zuständig ist, erhebt den Pflegebedarf, führt ausführliche Gespräch mit den Patientinnen und Patienten, mit den Angehörigen und mit den betreuenden Berufsgruppen, um sinnvoll soziale Dienste einsetzen zu können, aber auch diverse Hilfsmittel, die für ein Verbleiben in der eigenen Wohnung notwendig sind. 

Ich möchte nur ganz kurz unterstreichen, dass es nicht so einfach ist, wie es sehr oft scheint und wie es dargestellt wird, dass man halt einfach nur irgendwo anruft und diesen Dienst bestellt. Es geht nämlich auch darum, wie oft die Heimhilfe kommen muss, ob zusätzlich eine Pflegehelferin notwendig ist, wann das Insulin gespritzt werden soll, ob Verbandswechsel vorzunehmen ist, was der Patient oder die Patientin beim Ankleiden und bei der Körperpflege selber machen kann oder nicht, ob ein Leibstuhl vonnöten ist, ob dieser dann auch von der Größe her in die Wohnung passt, ob ein Rollator nötig ist, welcher Rollator verwendet wird, ob ein Türstaffel vielleicht im Weg ist, sodass man einen anderen Rollator oder andere Hilfsmittel verwenden muss, ob ein WC-Aufsatz nötig ist, ob der Patient oder die Patientin in der Lage ist, die Medikamente regelmäßig einzunehmen, was es da für zusätzlichen Bedarf gibt.

Das ist nur ein kurzer Abriss, um zu untermalen, um welche komplizierte Problematik es hier geht, wenn man es ernst nimmt. Und wir nehmen es ernst. Eine gute Entlassung in ein gutes Betreuungsumfeld, in eine gut organisierte Wohnung verhindert nämlich unnötige stationäre Wiederaufnahmen und steuert dem vielzitierten Drehtüreffekt entgegen. 

Ich habe eine Zeit lang in einem niederösterreichischen Krankenhaus und bei einer niederösterreichischen Rettungsorganisation in einer Region mit eher schlechter ambulanter Versorgung gearbeitet, und ich habe nicht einmal erlebt, dass Patienten am selben Tag ihrer Entlassung mit noch ungeöffneten Entlassungspapieren in der Tasche zur Wiederaufnahme gekommen sind. In Wien sind wir da schon viele Schritte weiter. 

In einem Bereich gibt es meiner Meinung nach jedoch noch einen Verbesserungsbedarf und das ist die Schnittstelle zwischen stationärer und medizinischer Betreuung und extramuraler medizinischer Betreuung, also die Schnittstelle zwischen Krankenhaus und niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen. Im Mittelpunkt muss wie immer meiner Meinung nach der Patient stehen. Diesbezüglich gibt es ein sehr gutes Projekt, nämlich das Gesundheitsnetz Donaustadt, ausgehend vom SMZ-Ost und der MA 47. Ziel ist es, die umfassende Versorgung der Patienten mit Hilfe einer engen Vernetzung des Donauspitals mit den niedergelassenen Ärzten, mit dem Gesundheitszentrum des Bezirks und den ambulanten Diensten zu erreichen. Das wird in einem Vier-Punkte-Programm umgesetzt. 

Dieses umfasst die Optimierung der Zuweisungen in das Krankenhaus. Da geht es um detailliertere Informationen der niedergelassenen Ärzte über die im Krankenhaus zur Verfügung stehenden Einrichtungen und Dienste, über die Vorbereitung eines Zuweisungsformulars mit den wichtigsten Informationen für das Krankenhaus von Seiten des niedergelassenen Arztes, nämlich frühere Erkrankungen, derzeitiger Einweisungsgrund und so weiter, über die Schaffung einer zentralen Anlaufstelle im Krankenhaus für die zunächst undifferenzierten Zuweisungen in der Aufnahmestation und dann die Zuweisung der Patienten durch die Aufnahmestation auf die zuständige Bettenstation. 

Es geht zweitens um die Optimierung der Entlassung aus dem Krankenhaus -und zwar hinsichtlich der niedergelassenen Ärzte, denn mit den sozialen Diensten funktioniert das ja sowieso - durch die rechtzeitige Erarbeitung eines Arztbriefes, der dann den Patientinnen und Patienten mitgegeben werden kann, durch eine elektronische Vernetzung mit den niedergelassenen Ärzten, die dann diesen Arztbrief sozusagen zeitgleich erhalten und daher auch über die weitere Planung informiert sind. 

Ich möchte jetzt auf die zwei weiteren Punkte nicht mehr eingehen, weil ich schon merke, dass das Interesse nicht so wahnsinnig groß ist, aber zusammenfassend sei gesagt: Es bedarf bei diesem Projekt manchmal nur kleiner Schritte und eines kleinen Entgegenkommens. Ich möchte nur als Beispiel erwähnen: Wenn der Entlassungsbrief, wie es auf manchen Stationen manchmal vorkommt, erst drei Wochen später beim niedergelassenen zuständigen Hausarzt landet, dann ist es kein Wunder, dass die Zusammenarbeit nicht so gut funktioniert. Das kostet nichts, wenn man den Brief gleich in die Hand gibt und gleich mitgibt. Es kostet auch nichts, wenn man ordentliche, verständliche Briefe formuliert, wenn man sich ein bisschen über Überheblichkeiten hinwegsetzt, wenn man als Spezialabteilung zum Beispiel verständlich formuliert, sodass sich auch der praktische Arzt auskennt, wenn man den Brief übersichtlich gestaltet. Das alles sind Ideen und Anregungen, die, wie ich glaube, sehr leicht umsetzbar sind, ohne dass sie etwas kosten. 

Ich möchte das deswegen hervorheben, weil es dieses Projekt gibt. Es wurde ja einmal vom Kollegen Hahn bei einer meiner letzten Wortmeldungen in Abrede gestellt, dass es Projekte in dieser Art gebe. Im Übrigen möchten ich Ihnen auch sagen, dass ein ähnliches Projekt im Westen Wiens unter dem Titel "patientenorientierte, integrierte Krankenbetreuung" im Laufen ist. Dieses hat letztendlich dasselbe Ziel der besseren Vernetzung und des besseren Ablaufs im Sinne der Patientinnen und Patienten.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe versucht, anhand eines Teilbereichs die Komplexität der gesundheitlichen Betreuung älterer Menschen darzustellen. Aus meiner beruflichen Erfahrung als Ärztin, als ehemaliger Rettungssanitäterin und als ehemaliger Mitarbeiterin bei "Essen auf Rädern" weiß ich, wie hoch die Anforderungen an alle beteiligten Berufsgruppen sind. Ich weiß, wie schwierig die Arbeit des Pflegepersonals in einem Pflegeheim ist. Ich möchte aber auch darauf hinweisen und es unterstreichen, dass eine Heimhilfe oder eine Pflegehelferin, die ambulant tätig ist, die im Bereich unserer Sozialen Dienste tätig ist, nicht in dem Ausmaß wie im stationären Bereich in einem Team arbeitet, sondern letztendlich alleine in die Wohnung des Pflegebedürftigen gehen muss. Es ist mir ein großes Anliegen, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Sozialen Dienste meine Hochachtung und meinen Dank auszusprechen, denn ihrem Engagement ist es zu verdanken, dass Wien auch für Seniorinnen und für Senioren eine lebenswerte Stadt ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum 

Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Es liegen vier Anträge vor. 

Der Erste ist von Frau GRin Dr Pilz von den Grünen gestellt, betreffend Offenlegung aller Funktionen von Mitgliedern des Gemeinderats/Landtags.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. (GR Dr Matthias Tschirf: Ist das sofortige Abstimmung oder Zuweisung?) Entschuldigen Sie, das habe ich versäumt zu sagen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt. - Danke schön. (GR Mag Christoph Chorherr: Bitte, gerne!)
Darf ich nochmals bitten. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen und wurde abgelehnt, denn die SPÖ, die Freiheitlichen und die ÖVP haben dagegen gestimmt. (GR Mag Christoph Chorherr: Der Fuchs hat mitgestimmt!) 
Der zweite Antrag ist auch von Frau GRin Dr Pilz gestellt und betrifft die Schaffung von Unvereinbarkeitsbestimmungen.

Dieser Antrag verlangt eine Zuweisung an folgende Ausschüsse: den GRA für Gesundheits- und Spitalswesen, den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und den GRA für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu heben. - Auch dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. Die Sozialdemokraten und die Freiheitlichen haben nicht zugestimmt.

Wir kommen zum dritten Antrag. Auch dieser Antrag kommt von Frau GRin Dr Pilz, betreffend Vergabeverfahren. 

Dieser Antrag soll auch zugewiesen werden, und zwar an den GRA für Gesundheits- und Spitalswesen und an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu heben. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum letzten Antrag. Dieser Antrag kommt von der ÖVP, und zwar von den GRe Hahn, Lakatha, Pfeiffer und Korosec, betreffend Einsetzung einer gemeinderätlichen Kommission zwecks Evaluierung und Beratung von Maßnahmen auf Grund der Andersen-Studie "Analyse des Leistungsangebots der Stadt Wien für Senioren". Dieser Antrag soll sofort abgestimmt werden.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu heben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. Die Sozialdemokraten haben nicht mitgestimmt.

Die Gemeinderatssitzung ist hiermit geschlossen. Ich bitte aber die Damen und Herren, noch sitzen zu bleiben. Es folgt eine kurze Landtagssitzung, und Herr Landtagspräsident Hatzl übernimmt den Vorsitz.

(Schluss um 14.34 Uhr.)
